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Vorwort. 

Der  Gedanke,  die  Fabriksgesetze  der  weit  vor¬ 
geschrittenen  Colonien  Victoria  und  Neu -Seeland  dem 
europäischen  Publicum  in  deutscher  Übersetzung  näher 
zu  bringen,  ergab  sich  mir  bei  der  Vorbereitung  aka¬ 
demischer  Vorlesungen  über  die  Fortbildung  der  Ar¬ 
beiterschutzgesetze.  Die  Arbeit  war  weit  gediehen,  als 
in  Brauns  „Archiv  für  sociale  Gesetzgebung  und  Sta¬ 
tistik“,  Band  X,  Heft  4,  das  Fabriksgesetz  von  Victoria 
vom  28.  Juli  1896,  Gesetzeszahl  1445,  und  die  Grund¬ 
züge  des  früheren  Gesetzes  vom  10.  Juli  1890,  Z. 1091, 
in  deutscher  Sprache  erschienen. 

Diese  Übertragung  ist  freilich  nicht  vollständig. 
Vor  allem  scheint  es  den  Herausgebern  nicht  bekannt 
gewesen  zu  sein,  dass  in  Victoria  auch  eine  Fabriks¬ 
gesetznovelle  vom  24.  December  1896,  Z.  1476,  zu 
Recht  besteht ,  welche  sie  gleichfalls  zu  veröffent¬ 
lichen  gehabt  hätten. 

Da  aber  damit  doch  die  Hauptnovelle  von  1896 
allgemein  zugänglich  gemacht  war  und  im  Jahre  1900 
kraft  gesetzlicher  Verfügung  eine  neue  Codificierung 
der  Fabriksgesetze  in  Victoria  zu  gewärtigen  ist,  glaube 
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ich  gleichwohl  meine  Arbeit,  soweit  sie  das  Staats¬ 
gebiet  Victoria  betrifft,  unveröffentlicht  lassen  und  mich 
auf  die  Publicierung  des  1894  codilicierten  und  1896 
amendierten  Fabriksgesetzes  von  Neu-Seeland  be¬ 
schränken  zu  können,  dem  ich  anmerkungsweise  einige 
weitergehende  Bestimmungen  der  Fabriksgesetze  von 
Victoria  anfüge. 

Das  Fabriksgesetz  von  1894  zerfällt  nach  einer 
Einleitung  von  drei  Paragraphen  in  zwei  Hauptabthei- 
lungen.  Die  erste  handelt  von  den  „Fabriken  und 
Werkstellen“  und  umfasst  die  §§.  4 — 63,  die  zweite 
enthält  „Allgemeine  Vorschriften“  und  schliesst  die 
§§.  64 — 83  in  sich. 

Die  erste  Hauptabtheilung  zählt  sechs  Abschnitte: 
1.  über  die  Gewerbeinspectoren,  die  ärztlichen  Func- 
tionäre  und  die  behördliche  Eintragung  der  gewerb¬ 
lichen  Betriebe  (§§.  4 — 19);  2.  über  die  Verzeichnisse, 
welche  in  jeder  Fabrik  oder  Werkstelle  zu  führen  sind, 
über  die  Markierung  der  hausindustriell  angefertigten 
Waren  und  über  die  Jahresberichte  der  Inspectoren 
wie  des  Arbeitsministeriums  (§§.  20 — 26).  Die  Be¬ 
stimmungen  über  die  Heimarbeit  wurden  durch  die 
§§.2 — 5  der  Novelle  vom  12.  October  1896  wesentlich 
erweitert.  Der  dritte  Abschnitt  handelt  von  den  Sicher¬ 
heitsvorkehrungen  wider  Betriebsunfälle  und  über  deren 
Erhebung  (§§.  27 — 30).  Der  vierte,  im  Anschluss 
hieran,  über  besondere  hygienische  Vorsichten:  be¬ 
treffend  die  Peinlichkeit  der  Betriebe,  ihre  Über¬ 
füllung,  die  Beistellung  von  frischem  Trinkwasser,  den 
für  jeden  Arbeiter  zu  reservierenden  Arbeitsraum,  Noth- 
treppen  und  Thüren ,  die  Ableitung  von  Staub  und 
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Dämpfen,  die  Beschäftigung  von  Frauen  und  jugend¬ 
lichen  männlichen  Arbeitern  beim  Nassspinnen,  die  Ein¬ 
haltung  von  Arbeitspausen  für  diese  Kategorien  von  Ar¬ 
beitern,  das  Verbot,  dass  sie  ihre  Mahlzeiten  in  den 
gewöhnlichen  Arbeitsräumen  einnehmen,  dann  Bestim¬ 
mungen  über  die  Beistellung  von  Speiseräumen  für  sie, 
endlich  über  besondere  sanitäre  Vorkehrungen  in  Bäcke¬ 
reien  sowie  zu  Gunsten  der  bei  der  Schafschur  beschäf¬ 
tigten  Personen  (§§.  31  —  52).  Der  fünfte  Abschnitt 
beschränkt  die  Beschäftigung  der  weiblichen  sowie  der 
männlichen  jugendlichen  Arbeiter  und  regelt  die  Fragen 
der  Maximalarbeitszeit  und  des  Minimallohnes  bei  Über¬ 
arbeit  (§§.  53 — 62);  der  sechste  Abschnitt  endlich  be¬ 
schäftigt  sich  mit  den  ganzen  und  halben  Ruhetagen 
(§•  63). 

Die  zweite  Hauptabtheilung  umfasst  zwei  Ab¬ 
schnitte:  der  erste  enthält  allgemeine  Bestimmungen 
über  die  Strafen  und  das  Strafverfahren  (§§.  64 — 76) 
—  der  zweite  einige  Präsumtionen  für  die  Handhabung 
des  Gesetzes,  sowie  Vorschriften  über  das  Verordnungs¬ 
recht  des  Statthalters,  über  die  finanzrechtliche  Seite 
des  Gesetzes  und  über  den  Widerruf  früherer  Gesetzes¬ 
bestimmungen  (§§.  77 — 83). 

Die  Vorschriften  der  §§.  12,  23  und  54  werden 
durch  drei  Beilagen  zum  Gesetze  ergänzt,  welche 
gleichfalls  Gesetzeskraft  haben. 

Die  unwesentlichen  Abänderungen ,  welche  die 
Novelle  von  1896  an  den  §§.  39,  52  und  68  vor¬ 
nimmt,  wurden  in  meiner  Übersetzung  schon  im  Texte 
berücksichtigt. 
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Die  Durchführung  des  Gesetzes  überwachen*),  unter 
der  Aufsicht  des  Arbeitsministers,  dessen  Staatssecretär, 
der  zugleich  der  oberste  Gewerbeinspector  ist,  ferner 
163  Bezirksinspectoren  und  ein  dem  Arbeitsministerium 
zugetheilter  weiblicher  Inspector,  welcher  das  Gesammt- 
gebiet  der  Colonie  zu  bereisen  und  die  Arbeitsver¬ 
hältnisse  der  Frauen  und  Mädchen  zu  beaufsichtigen 
hat.  Die  Gesammtzahl  der  „Fabriken  und  Werkstellen“ 
in  Neu-Seeland  beträgt*)  rund  4650,  jene  der  beschäf¬ 
tigten  Arbeiter  rund  33300. 

Nebst  den  dem  europäischen  Leser  in  einzelnen 
Fällen  als  weitgehend  erscheinenden  Vorschriften  dieses 
Gesetzes  umfasst  jedoch  der  Codex  der  Arbeitergesetze 
von  Neu-Seeland,  von  dem  Maschineninspectionsgesetze 
von  1882**)  abgesehen,  noch  eine  Reihe  wichtiger  Gesetze, 
deren  eingehende  Behandlung  einer  anderen  Arbeit  Vor¬ 
behalten  sei.  Der  Orientierung  halber  seien  sie  jedoch 
auch  hier  aufgezählt. 

Die  Verhältnisse  der  Handlungsgehilfen  (welche 
die  Colonie  Victoria  in  ihrem  Fabriksgesetze  —  „Gesetz 
über  Fabriken  und  Handlungshäuser“  —  behandelt) 
regelt  in  Neu-Seeland  ein  besonderes  Gesetz  vom  18.0c- 
tober  1894,  Gesetzeszahl  32  (The  Shop  and  Sliop- 
assistants  Act,  1894),  abgeändert  durch  Novellen  vom 
1.  November  1895,  Z .  59  und  vom  16.  October  1896, 
Z.  33  (The  Shops  and  Shop-assistants  Act  Amendment 
Act,  1895  bezw.  1896).  Danach  sind  die  Geschäfte 
in  Städten  und  Flecken  an  einem  bestimmten  Nach- 

*)  Stand  nach  dem  letzten  Berichte  des  Arbeitsamtes 
,(1895/96). 

Vgl.  über  dieses  die  Anmerkung  zu  §.  28. 
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mittag  der  Woche  geschlossen  zu  halten,  und,  wo  die 
Rücksicht  auf  das  Publicum  gewisse  Ausnahmen  bedingt, 
so  rücksichtlich  der  Apotheker,  Gastwirte,  Cafetiers, 
Conditore,  der  Zeitungs-  und  Bücherverkäufer  auf  den 
Eisenbahnperrons  usw. ,  ist  den  Angestellten  dieser 
Unternehmungen  gleichwohl  eine  halbtägige  Ruhezeit 
wöchentlich  gewahrt.  Diese  Bestimmungen  mögen, 
ähnlich  jenen  des  §.  63  des  Fabriksgesetzes  von  Neu¬ 
seeland,  dem  eigenthümliclien  Charakter  des  englischen 
Sonntages  entspringen,  welcher  die  Gewährung  eines 
zweiten  halben  Ruhetages  notli wendig  macht,  um  den 
Arbeitern  und  Angestellten  innere  Anregung  und  Unter¬ 
haltung  zu  sichern.  Ganz  kleine  Verkaufsbuden,  welche 
von  Europäern  und  ohne  bezahltes  Personal  geleitet 
werden,  sind  insofern  begünstigt,  als  sie  nicht  an  dem 
bestimmten  Tage  schliessen  müssen;  doch  sind  auch  sie 
an  einem  Nachmittag  in  der  Woche  geschlossen  zu 
halten.  —  Überdies  regeln  diese  Gesetze  die  Arbeitszeit 
von  Frauen  und  männlichen  jugendlichen  Gehilfen,  ordnen 
an  die  Beistellung  von  Sitzgelegenheiten  für  die  weiblichen 
Angestellten  u.  dgl.  m.  Nebenher  werden  auch  die  Ver¬ 
hältnisse  der  Angestellten  in  Kontoren  und  Banken  in 
analoger  Weise  geregelt.*"  Für  diese  Unternehmungen 
ist  jedoch  der  obligatorische  „Ladenschluss“  (um  fünf, 
bezw.  am  Samstag  um  ein  Uhr  nachmittags)  eingeführt. 

Von  Wichtigkeit  für  die  Industrie  ist  das  Ge¬ 
setz  vom  31.  August  1894,  Zahl  14,  sammt  No¬ 
vellen  vom  18.  October  1895,  Z.  30,  und  vom  17.  Oc- 
tober  1896,  Z.  57,  über  die  gewerblichen  Eini- 
gungs-  und  Schiedsämter  (The  Industrial  Concili- 
ation  and  Arbitration  Act,  1894  und  Amendment  Act, 
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1895  bezw.  1 896).  Über  deren  Inhalt  und  bisherige  Wirk¬ 
samkeit  habe  ich  bereits  unter  Einem  mit  der  Be¬ 
sprechung  der  analogen  Gesetze  von  Victoria  und  Neu- 
Süd  -Wales  in  einer  von  mir  geleiteten  Zeitschrift  Be¬ 
richt  erstatten  lassen  (Revue  d’Economie  Politique, 
XI.  Jahrgang  1897,  Paris,  bei  L.  Larose,  Juniheft  1897; 
Anton  Bertram:  Quelques  experiences  de  conciliation 
par  l’Etat  en  Australasie).  Vereinigungen  von  zu¬ 
mindest  fünf  Arbeitgebern  oder  zumindest  sieben  Ar¬ 
beitern  können  sich  nach  ihrer  behördlichen  Eintragung 
gegenseitig  verpflichten ,  die  Lohnstreitigkeiten  ihrer 
Mitglieder  während  einer  festgesetzten  Zeit  (höchstens 
drei  Jahre)  dem  staatlichen  Einigungsverfahren  zu  unter¬ 
werfen.  Die  Lohnstreitigkeiten  werden  alsdann  dem  Eini¬ 
gungsamte  des  Bezirkes  zugewiesen;  falls  hier  eine 
Einigung  nicht  erzielt  wird ,  gelangt  der  Streitfall 
vor  das  Schiedsgericht ,  dessen  Spruch ,  sofern  der 
Streitgegenstand  500  £  nicht  übersteigt ,  gleich 
einem  Urtheile  des  obersten  Gerichtshofes  exequiert 
werden  kann. 

Ein  Haftpflichtgesetz  wurde  in  Neu-Seeland 
schon  im  Jahre  1882,  Z.  20  vom  13.  September,  ge¬ 
schaffen  (The  Employers’Liability  Act,  1882).  Es  wurde 
zweimal  novelliert,  unter  dem  19.  August  1891,  Z.  10, 
und  unter  dem  24.  September  1892,  Z.  21.  Die  Haft¬ 
pflicht  umfasst  alle  Beschäftigten  mit  Ausnahme  der 
häuslichen  Dienstboten  und  schliesst  Sonderabmachungen 
zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  über  Ent¬ 
schädigungsansprüche  aus. 

Die  Lohnzahlung  regeln  die  Gesetze  vom 
29.  August  1891,  Z.  11  (The  Truck  Act,  1891),  vom 
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1.  October  1892,  Z.  25  (The  Contractors’  and  Work- 
men’s  Lien  Act,  1892),  vom  6.  October  1893,  Z.  52 
(The  Workmen’s  Wages  Act,  1893)  und  vom  20.  Sep¬ 
tember  1895,  Z.  22  (The  Wages  Attachment  Act,  1895). 
Danach  sind  die  Löhne  in  aller  Regel  bar  zu  bezahlen, 
ausgenommen  einige  Fälle,  z.  B.  wenn  es  sich  um  Vor¬ 
schüsse  an  Lebensmitteln,  Ausstattung  und  Werkzeugen 
handelt,  welche  Arbeitern  gegeben  werden,  die  zum  Ur¬ 
barmachen  von  Land  oder  zum  Roden  angeworben  wurden. 
Bekanntlich  wird  in  Australien  der  Bahnbau  in  unbe- 
siedelten  Gegenden  durch  Arbeiter  ausgeführt,  welche 
durch  die  Unternehmung  ernährt  werden;  auch  diese 
fallen  unter  das  Gesetz.  Das  zweitgenannte  Ge¬ 
setz  sichert  den  Arbeitern,  welche  zum  Bearbeiten 
des  Landes  oder  zum  Bau  eines  Gebäudes  beschäftigt 
werden,  ein  Pfandrecht  auf  diese  Immobilien  bis  zur 
Höhe  des  geschuldeten  Lohnes.  Desgleichen  regelt  das 
drittgenannte  Gesetz  die  Lohnzahlung  und  sichert 
dem  Arbeiter  ein  Pfandrecht  auf  alle  Beträge,  welche 
der  ihn  etwa  beschäftigende  Mittelmann  vom  Haupt¬ 
unternehmer  zu  fordern  hat.  Anderseits  sichert  das 
an  letzter  Stelle  erwähnte  Gesetz  das  unter  2  £  die 
Woche  bleibende  Lohneinkommen  des  Arbeiters  gegen 
Pfändung. 

Die  Dienstvermittlung  für  häusliche  und  länd¬ 
liche  Dienstboten  wird  im  Gesetze  vom  20.  September 
1895,  Z.  21  (The  Servants’  Registry  Offices  Act, 
1895)  geregelt.  Es  schützt  diese  oft  ortsfremden  und 
ungebildeten  Personen  vor  dem  Stellen wucher ;  die 
Dienstvermittlung  bildet  ein  concessioniertes  Gewerbe, 
das  streng  geregelt  ist;  seine  Inhaber  dürfen  nicht 
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Unterkunftshäuser  für  Dienstboten  erhalten  oder  an 
solchen  betheiligt  sein. 

Die  Gesetze  vom  21.  September  1891,  Z.  33  (The 
Mining  Act,  1891)  und  vom  25.  September  1891,  Z.  46, 
(The  Coal-Mines  Act,  1891)  regeln  die  Arbeits Verhält¬ 
nisse  im  Bergbau.  In  Kohlengruben  dürfen  weder 
Arbeiterinnen  noch  Knaben  beschäftigt  werden.  Über¬ 
dies  ist  zum  Schutze  der  Bergleute  eine  besondere  Berg- 
bauinspection  eingeführt.  Die  Eigenthümer  der  Kohlen¬ 
gruben  haben  vierteljährlich  einen  nach  der  jeweiligen 
Kohlenförderung  bemessenen  Betrag  an  einen  Unter¬ 
stützungsfond  für  beim  Bergbaubetrieb  verunglückte 
Arbeiter  und  deren  Angehörige  abzuführen. 

Die  Verhältnisse  der  Seeleute  bilden  den  Gegen¬ 
stand  der  Obsorge  des  Gesetzgebers  in  den  Gesetzen 
Z.  54  vom  Jahre  1877*)  (The  Shipping  and  Seamen’s 
Act,  1877),  vom  1.  September  1885,  Z.  15,  vom  3.  Sep¬ 
tember  1890,  Z.  15,  vom  24.  October  1894,  Z.  62,  vom 
31.  October  1895,  Z.  51  und  vom  16.  October  1896, 
Z.  37  (Amendment  Acts). 

Das  Kleingwerbe  endlich  berührt,  abgesehen 
von  dem  strafgesetzlichen  Schutze  der  Lehrlinge  (The 
Criminal  Code  Act,  1893),  das  —  im  Zuge  der  Revision 
befindliche  —  Gesetz:  The  Master  and  Apprentice  Act, 
1865,  vom  30.  October  1865,  Z.  45,  welches  das  Ver¬ 
hältnis  zwischen  Meistern  und  Lehrlingen  mehrfach 
regelt.  In  jeder  in  diesen  Gesetzen  nicht  vorgesehenen 

*)  Dieses  Gesetz  trägt  kein  Datum ;  es  war  „reserved 
for  the  signification  of  Her  Majesty’s  pieasure“;  das  Datum 
der  übrigen  Gesetze  ist  jenes  ihrer  Fertigung  durch  den 
Statthalter  im  Kronrathe. 
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Hinsicht  gilt  in  der  Colonie  über  diesen  Gegenstand 
noch  das  englische  Recht. 

Zu  erwähnen  sind  noch  das  Gesetz  über  die  Ge¬ 
werkschaften  (The  Trade  Union  Act,  1878)  vom 
31.  August  1878,  Z.  8,  novelliert  unter  dem  12.  October 
1896,  Z.  24  (Amendment  Act  1896),  welches  die  recht¬ 
lichen  Verhältnisse  dieser  Vereinigungen  festsetzt,  und 
jenes  vom  21.  August  1894,  Z.  13  (The  Consjnracy  Law 
Amendment  Act,  1894),  das  jede  Cöalition  und  Vor¬ 
kehrung  im  Hinblick  auf  einen  Lohnstreit  gestattet, 
sobald  die  Vorkehrung  auch  dann  nicht  unerlaubt  wäre, 
wenn  sie  nur  von  Einer  Person  ausgienge.  Die  Arbeiter 
in  Gas- ,  Elektricitäts-  oder  Wasserwerken,  welche  öffent¬ 
liche  Bedeutung  haben,  müssen  jedoch  eine  vierzehn¬ 
tägige  Kündigungsfrist  beobachten. 

Wichtige  und  weittragende  Gesetze  stehen  noch 
in  Vorberathung ,  so  über  die  Altersversorgung 
der  Arbeiter  und  Angestellten  und  über  den  Acht¬ 
stundentag,  welche  bereits  zu  Regierungsvorlagen 
gediehen  sind. 

Der  Geist  thätiger  Socialpolitik,  welcher  schon 
aus  der  Zahl  dieser  Arbeitergesetze  spricht,  durchdringt 
auch  die  übrigen  Gebiete  der  öffentlichen  Verwaltung 
Neu-Seelands.  Zweifellos  ist  diese  Colonie  einer  jener 
Staaten,  auf  welche  man  zuerst  hinblicken  muss,  wenn 
es  sich  um  die  Fortbildung  der  Arbeiterschutzgesetze, 
wenn  es  sich  um  die  erfreuliche  Zukunft  der  Social¬ 
politik  handelt. 

Wien,  im  Sommer  1897. 


E.  S. 


Fabriksgesetz  der  Colonie  Neu -Seeland 

vom  18.  October  1894.  Gesetzeszahl  31. 

Die  im  Parlament  vereinigte  Vertretung  von  Neu¬ 
seeland  verordnet  im  Grunde  ihrer  Befugnisse  wie  folgt: 

Kurze  Bezeichnung. 

§.  1.  Die  kurze  Bezeichnung  dieses  Gesetzes  ist:  „Das  Fa¬ 
briksgesetz  von  1894“. 

Erläuterungen. 

§.  2.  In  diesem  Gesetze  bedeutet,  dafern  der  Zusammenhang 
nicht  widerstreitet: 

„Gesundheitsamt“:  das  locale  Amt  für  öffentliche  Ge¬ 
sundheitspflege  (Gesetz  vom  Jahre  1876),  welches 
in  der  Stadt,  dem  Flecken,  der  Grafschaft  oder 
dem  Städtebezirke  seine  Wirksamkeit  entfaltet, 
wo  eine  diesem  Gesetz  unterliegende  Fabrik  oder 
Werkstelle  sich  befindet; 

„Kind“:  einen  Knaben  oder  ein  Mädchen  unter  vier¬ 
zehn  Jahren; 

„Fabrik“  oder  „Werkstelle“:  jedes  Gebäude  oder  Local 
sowie  jeden  Raum,  worin  zwei  oder  mehr  Personen 
mittelbar  oder  unmittelbar,  im  Dienst  oder  gegen 
Entgelt,  zur  Arbeit  in  einem  Gewerbe  oder  zum 
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Zurichten  oder  zur  Herstellung  von  zum  Handel 
oder  Verkauf  bestimmten  Waren  beschäftigt  sind*), 
einschliesslich  aller  Backstuben;  sowie 

jedes  Gebäude,  Local  oder  jeden  Raum,  worin 
Dampf  oder  eine  andere  motorische  Kraft  oder 
Vorrichtung  zur  Warenerzeugung  oder  zur  Ver¬ 
packung  von  Waren  für  den  Transport  benutzt 
wird.**) 

Falls  hiebei  die  Arbeiten  aus  Gründen  der 
Sicherheit  oder  weil  es  sonst  entsprechender  scheint, 
in  mehreren  benachbarten  Gebäuden  ausgeführt 
werden,  welche  innerhalb  Einer  Einfriedung  liegen, 

*)  Vgl.  hiezu  Seite  16,  Abs.  2. 

**)  Das  unter  dem  28.  Juli  1896,  Gesetzeszahl  1445, 
amendierte  Fabriksgesetz  der  australischen  Colonie  Victoria 
bezeichnet  (§.  3,  Absatz  la)  als  Fabrik: 

1.  jeden  Raum,  worin  in  einem  handwerksmässigen 
Betriebe  oder  zur  Zurichtung  oder  Herstellung  von  Waren 
für  den  Handel  oder  Verkauf  zumindest  vier  Leute  mit 
Arbeit  beschäftigt  sind,  welche  nicht  Chinesen  sind; 

2.  jeden  Raum,  wo  unter  den  gleichen  Bedingungen 
ein  oder  mehrere  Chinesen  verwendet  werden; 

3.  jeden  Raum ,  wo  zumindest  ein  Arbeiter  bei 
gleichzeitiger  Benützung  von  motorischer  (d.  i.  Dampf-, 
Wasser-,  Gas-,  Öl-  oder  elektrischer)  Kraft  zur  Zurichtung 
oder  Herstellung  von  Waren  für  den  Handel  oder  Verkauf 
verwendet  wird; 

4.  jeden  Raum  schlechthin,  wo  Möbel  zugerichtet 
oder  verfertigt  werden  oder 

5.  wo  Brot  welcher  Art  immer  bereitet  oder  ge¬ 
backen  wird. 

Gemäss  §.  3  Absatz  2  fallen  auch  die  gewerbsmässigen 
Wäschereien  und  Färbereien  unter  den  Begriff  „hand- 
werksmässiger  Betriebe“  des  Absatzes  la. 
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sind  diese  für  die  Zwecke  der  Registrierung-  und 
bei  Berechnung  der  Registrierungsgebüren  als  Eine 
Fabrik  zu  betrachten. 

„Fabriksgesetz“:  bedeutet  dieses  Gesetz  und  schliesst 
in  sich  alle  zu  seiner  Abänderung  oder  an  seiner 
Stelle  zu  erlassenden  Bestimmungen; 

„Inspector“:  jeden  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ange- 
stellten  männlichen  oder  weiblichen  Gewerbe¬ 
inspector,  und  wenn  der  Ausdruck  „der  Inspector“ 
gebraucht  wird ,  ist  jeder  für  den  betreffenden 
Amtsbezirk  bestellte  Inspector  gemeint; 

„Ärztlicher  Functionär“:  einen  befugten  praktischen 
Arzt,  welcher  berechtigt  ist,  in  einem  Bezirke  für 
die  Zwecke  dieses  Gesetzes  Zeugnisse  auszustellen; 

„Minister“:  ein  Mitglied  der  Regierung  von  Neu-See- 
land,  das  der  Statthalter  zur  Durchführung  dieses 
Gesetzes  bestellt,  oder  ein  in  seiner  Vertretung 
amtierendes  Mitglied  der  Regierung; 

„Zeitung“:  jede  Veröffentlichung,  worin  allgemeine  Nach¬ 
richten,  Mittheilungen  oder  Vorkommnisse  oder 
darauf  bezügliche  Bemerkungen  enthalten  sind, 
und  die  in  Neu-Seeland  zu  Verkaufszwecken  ge¬ 
druckt  und  in  bestimmten  Zeiträumen  oder  in 
Theilen  oder  Nummern  veröffentlicht  wird  —  doch 
dürfen  zwischen  den  einzelnen  Veröffentlichungen 
nicht  mehr  als  26  Tage  verstreichen; 

„Besitzer“:  eine  einzelne  Person,  Gesellschaft  oder  Ver¬ 
einigung,  welche  Leute  in  einer  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  beschäftigt,  oder  welche  ein  Gebäude,  ein 
Local  oder  einen  Raum  zum  Zwecke  der  Benüt¬ 
zung  als  Fabrik  oder  Werkstelle  inne  hat,  sowie 
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jeden  Agenten,  Leiter,  Vorarbeiter  oder  jede  an¬ 
dere  Person,  welche  thatsächlich  oder  scheinbar 
mit  der  allgemeinen  Leitung  und  Beaufsichtigung 
der  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  ist. 

Bei  Zählung  der  in  einer  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  beschäftigten  Leute  wird  der  Besitzer,  und, 
wenn  er  verheiratet  ist,  er  mit  seiner  Frau  zu¬ 
sammen  als  Eine  Person  gezählt. 

Bei  Fabriken,  welche  von  einer  Gesellschaft 
oder  Vereinigung  betrieben  werden,  wird  der  lei¬ 
tende  Director  als  Besitzer  betrachtet; 
„Verordnung“:  bedeutet  auf  Grund  dieses  Gesetzes  er¬ 
lassene  Vorschriften; 

„Scherer“:  jeder,  der  während  der  zur  Schafschur  be¬ 
stimmten  Jahreszeit  von  einem  Besitzer  von  Schafen 
thatsächlich  zur  Schafschur  oder  zu  irgend  einem 
mit  der  Schafschur  in  Verbindung  stehenden 
Zwecke  in  einem  Scherbau  oder  dessen  Umgebung 
verwendet  wird; 

„Dieses  Gesetz“  umfasst  auch  die  auf  Grund  desselben 
erlassenen  Verordnungen. 

Ausnahmen  vom  Gesetz. 

§.  3.  Abgesehen  von  den  nachfolgenden  besonderen  Vor¬ 
schriften  hat  dieses  Gesetz  keinen  Bezug  auf  Schlacht¬ 
räume  und  auf  Scherräume  für  Schafherden,  sofern  sie 
thatsächlich  zu  solchen  Zwecken  benutzt  werden. 
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I.  Th  eil. 

Fabriken  und  Werkstellen. 

1.  Gewerbeinspectoren;  ärztliche  Functionäre; 

Registrierung  der  Betriebe. 

Bezirkseintheiluiig. 

8.4.  Der  Statthalter  kann  Neu-Seeland  oder  einen  Theil 
dieses  Gebietes  in  Bezirke  eintheilen,  wie  er  es  für  gut 
befindet;  die  erfolgte  Abgrenzung  ist  in  jedem  Falle 
in  der  Amtszeitung  zu  verlautbaren. 

Wenn  nun  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  ausser¬ 
halb  der  Grenzen  einer  Stadt  oder  eines  Fleckens, 
jedoch  so  nahe  dazu  liegt,  dass  sie  nach  Ansicht  des 
Statthalters  zu  dem  die  Stadt  oder  den  Flecken  ein- 
schliessenden  Bezirke  gerechnet  werden  sollte,  kann 
der  Statthalter  die  Grenzen  des  Bezirkes  derart  ver¬ 
schieben,  dass  das  Unternehmen  innerhalb  desselben  fällt. 

Werden  die  Grenzen  einer  Stadt,  eines  Fleckens, 
einer  Grafschaft  oder  eines  Städtebezirkes  in  irgend¬ 
einer  Weise  geändert,  so  tritt  diese  Änderung  ohne 
weiters  in  Kraft  rücksichtlich  des  im  Sinne  dieses  Para¬ 
graphen  geschaffenen  Bezirkes,  dafern  der  Statthalter 
keine  andere  Verfügung  trifft. 

Bestellung  der  Inspectoren. 

§.5.  Der  Statthalter  wird  derartige  männliche  oder  weib¬ 
liche  Fabriks-  und  Werkstellen-Inspectoren  in  solcher 
Zahl  bestellen,  als  zur  Durchführung  dieses  Ge¬ 
setzes  nothwendig  scheint,  und  einen  oder  mehrere 
auf  Grund  dieses  Gesetzes  gebildete  Bezirke  einem  oder 
mehreren  Inspectoren  zuweisen.  Die  Inspectoren  können 
ihr  Amt  in  Verbindung  mit  einem  anderen  Amte  oder 

Schwiedland,  Fabriksgesetzgebung.  2 
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einer  anderen  Beschäftigung  versehen,  sofern  es  der 
Statthalter  mit  den  Pflichten  eines  Inspectors  nicht  für 
unvereinbar  hält. 

Überdies  kann  der  Statthalter  einen  Oberinspector 
ernennen,  welcher  in  jedem  Theile  der  Colonie  alle  Be¬ 
fugnisse  und  Rechte  ausüben  kann,  welche  Inspectoren 
zustehen. 

Ärztliche  Functionäre. 

§.  6.  Der  Statthalter  kann  desgleichen  befugte  praktische 
Arzte  zu  ärztlichen  Functionären  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  bestellen,  und  kann  einem  oder  mehreren 
von  ihnen  einen  oder  mehrere  auf  Grund  dieses  Ge¬ 
setzes  gebildete  Bezirke  zuweisen,  sowie  durch  Verord¬ 
nungen,  welche  zeitweilig  veröffentlicht  werden,  die 
Gebüren  festsetzen,  welche  derartige  Functionäre  ein¬ 
zulieben  berechtigt  sind. 

Civilamtliclie  Stellung  der  Inspectoren. 

§.  7.  Jeder  Inspector  wird  auf  solche  Weise  bestellt,  un¬ 
geachtet  etwa  entgegenstehender  Bestimmungen  im 
Reformgesetz  von  1886  über  den  öffentlichen  Dienst; 
aber  abgesehen  von  der  Bestellung,  ist  er  in  jeder  an¬ 
deren  Hinsicht  den  rücksichtlich  des  öffentlichen  Dienstes 
jeweils  geltenden  Gesetzen  unterworfen.  Der  Statt¬ 
halter  kann  übrigens  jeden  Inspector  seiner  Stelle  ent¬ 
heben. 

Stellung  der  ärztlichen  Functionäre. 

§.  8.  Kein  auf  Grund  dieses  Gesetzes  bestellter  ärztlicher 
Functionär  ist  auf  Grund  seiner  Bestellung  allein  als 
im  öffentlichen  Dienste  der  Colonie  stehend  zu  be¬ 
trachten;  der  Statthalter  kann  übrigens  jeden  solchen 
Functionär  seines  Amtes  entheben. 
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Registrierungsgesuch. 

§.9.  Wer  eine  registrierte  Fabrik  oder  Werkstelle  besitzt, 
hat  innerhalb  der  ersten  einundzwanzig  Tage  des  Mo¬ 
nates  Januar  eines  jeden  Jahres,  oder 

wer  die  Absicht  hat,  eine  nicht  registrierte  Fabrik 
oder  Werkstelle  nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Ge¬ 
setzes  in  Betrieb  zu  setzen,  hat,  bevor  er  einen  solchen 
Betrieb  beginnt,  oder 

wer  ein  Gebäude  oder  einen  Raum  benützt,  welcher 
nach  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes,  sei  es 
zum  ersten  male,  sei  es  nach  zeitweiliger  Nichtbenüt¬ 
zung  neuerlich  als  Fabrik  oder  Werkstelle  benützt 
werden  soll,  hat,  bevor  er  das  Gebäude  oder  den  Raum 
diesem  Zwecke  zuführt, 

dem  Inspector  und  dem  Gesundheitsamte  ein 
schriftliches  Gesuch  zu  überreichen,  damit  die  Fa¬ 
brik  oder  Werkstelle  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ein¬ 
getragen  werde,  wobei  zugleich  in  einer  im  Verord¬ 
nungswege  festzusetzenden  Form  und  Weise  Angaben 
zu  liefern  sind  über:  die  Bezeichnung  und  Beschaffen¬ 
heit  der  Fabrik  oder  Werkstelle,  des  Ortes,  wo  sie 
liegt,  der  Art  der  Arbeit,  welche  in  ihr  geleistet  wird 
oder  vollführt  werden  soll,  der  dort  allenfalls  verwen¬ 
deten  motorischen  Kraft,  endlich,  falls  ein  Gesellschafts¬ 
oder  Firmenverhältnis  besteht,  die  Firma-  oder  Gesell¬ 
schaftsbezeichnung,  unter  welcher  der  Betrieb  geführt 
wird,  sowie  solche  weitere  und  besondere  Angaben,  wie 
es  die  Verordnung  verlangt. 

Die  Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften  zieht  eine 
Geldstrafe  bis  zu  10  jg  nach  sich. 


2* 
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Vorlage  von  Plauen. 

§.  10.  Der  Besitzer  eines  Gebäudes  oder  Locales,  welches  zum 
erstenmale  oder  nach  einer  zeitweiligen  Nichtbenützung’ 
neuerlich  als  Fabrik  oder  Werkstelle  dienen  soll,  hat 
vorerst  der  Fabriksinspection,  zugleich  mit  dem  Registrie¬ 
rungsansuchen  und  den  im  vorangehenden  Paragraphen 
vorgeschriebenen  Angaben,  einen  dem  Inspector  ent¬ 
sprechenden  vollständigen  Plan  des  Gebäudes  oder  Locales 
mit  Detailangaben  und  einer  Schätzung  der  Zahl  der  darin 
zu  verwendenden  Personen  jeglichen  Geschlechtes  einzu¬ 
senden.  Die  Eintragung  als  Fabrik  oder  Werkstelle 
darf  erst  erfolgen,  falls  der  Inspector  schriftlich  bestä¬ 
tigt,  dass  das  besagte  Gebäude  oder  der  betreffende 
Raum  geeignet  ist,  als  Fabrik  oder  Werkstelle  zu 
dienen,  oder  falls  er  binnen  zehn  Tagen  nach  Einsen¬ 
dung  des  Planes  und  der  Detailangaben  unterlassen  hat, 
dem  Unternehmer  Bemängelungen  bekanntzugeben. 

Die  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Paragraphen 
hat  eine  Geldstrafe  bis  zu  10  £  zur  Folge.*) 

Registrierung. 

§.11.  Der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  hat  dem  In¬ 
spector  zugleich  mit  den  im  §.  9  erwähnten  Details 
die  Registrierungstaxe  für  das  laufende  Jahr  einzusenden; 
nach  Erhalt  der  Beschreibung  und  Taxe  hat  der  In- 

*)  Das  Gesundheitsamt  in  Victoria  hat  auf  Grund  der 
Fabriksgesetznovelle  vom  Juli  1896  (§.  8)  unter  dem  14.  De- 
cember  1896  höchst  eingehende  Vorschriften  (Regulations 
by  the  Board  of  Public  Health  under  the  Factories  and 
Shops  Acts)  über  den  baulichen  Zustand  von  Betrieben 
aller  Art  erlassen,  ohne  deren  Einhaltung  der  Betrieb  nicht 
registriert  werden  kann. 
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spector  die  Detailangaben  in  ein  zu  diesem  Zwecke 
bestimmtes  Register  eintragen  zu  lassen  und  eine  Tax- 
quittung  auszustellen. 

Registrierungstaxe. 

§.  12.  Die  Gebür  wird  die  Beträge  der  ersten  Beilage  dieses 
Gesetzes  nicht  übersteigen  und  der  Zahl  der  verwen¬ 
deten  Personen  entsprechend  abgestuft  sein;  sie  ist  am 
oder  bis  zum  31.  Januar  eines  jeden  Jahres  zu  erlegen. 

Der  entfallende  Betrag  ist  für  die  nach  dem  31.  Ja¬ 
nuar  in  Benützung  genommenen  Fabriken  oder  Werk¬ 
stellen  binnen  30  Tagen  nachdem  sie  bezogen  wurden 
im  nämlichen  Gesammtausmasse  zu  erlegen.*) 

Im  Falle  einer  derartigen  Erhöhung  der  Zahl  der 
Angestellten,  dass  die  Unternehmung  nunmehr  in  eine 
neue  Taxelasse  fällt,  hat  der  Besitzer  davon  binnen 
sieben  Tagen  dem  Inspector  schriftliche  Meldung  zu 
machen  und  ihm  hiebei  den  Betrag,  um  welchen  die  Ge¬ 
bür  sich  erhöht,  in  Barem  einzusenden. 

Registrierungsbestätigung. 

§.  13.  Wenn  dem  Inspector  alle  gesetzlichen  Bedingungen 
erfüllt  erscheinen,  hat  er  dem  Besitzer  die  Jahres¬ 
bestätigung  über  die  erfolgte  Eintragung  auszufertigen. 
Scheinen  ihm  aber  die  gesetzlichen  Bedingungen  nicht 
erfüllt,  oder  dünkt  es  ihm,  dass  der  Besitzer  in  irgend¬ 
einer  Weise  die  gesetzlichen  Vorschriften  verletzt,  hat 
er  den  Besitzer  schriftlich  zu  verständigen,  dass  die  Aus- 

*)  In  Victoria  ist  (§.  10  der  Novelle  vom  Juli  1896) 
für  Betriebe,  welche  erst  nach  dem  30.  Juni  eröffnet  werden, 
nur  die  Hälfte  der  vorgeschriebenen  Registrierungstaxe  zu 
entrichten. 
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Stellung  der  Jahresbestätigung  über  die  Registrierung  bis 
zur  Erfüllung  der  gesetzlichen  Vorschriften  unterbleibt. 

Wer  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  nach  dieser  Ver¬ 
ständigung  gleichwohl  in  Betrieb  erhält,  unterliegt  einer 
Geldstrafe  bis  zu  im  ersten  Falle  und  bis  zu  50  £ 

in  jedem  zweiten  oder  künftigen  Übertretungsfalle. 

Befugnisse  des  Inspectors. 

§.  14.  Jeder  Inspector  hat  das  Recht,  die  folgenden  Func¬ 
tionen  auszuüben: 

I.  Jede  Fabrik  oder  Werkstelle  und  jeden  Raum 
darin  zu  allen  entsprechenden  Stunden,  bei  Tag  wie  bei 
Nacht,  zu  betreten,  zu  besichtigen  und  zu  inspicieren, 
falls  er  gegründete  Ursache  hat,  zu  glauben,  dass  darin 
jemand  beschäftigt  ist,  und  bei  Tag  jeden  Raum  zu  be¬ 
treten,  bezüglich  dessen  er  gegründete  Ursache  hat  an¬ 
zunehmen,  dass  es  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  ist: 

II.  In  allen  Fällen  einen  Wachmann  bei  Ausübung 
seiner  Amtspflicht  in  den  Betrieb  mitzunehmen; 

III.  Die  Vorweisung  der  Registrierungsbestätigung, 
von  Aufschreibungen,  oder  Büchern,  Registern,  Listen 
oder  Documenten  vom  Betriebsinhabei;  zu  fordern,  zu 
deren  Führung  der  Unternehmer  durch  dieses  Gesetz 
verpflichtet  ist;  er  kann  in  dieselben  Einsicht  nehmen, 
sie  prüfen  und  abschreiben,  ebenso  wie  jede  Aufschrei¬ 
bung  oder  jedes  Document,  welches  sonst  in  einem 
Betriebe  zu  halten  oder  vorzuweisen  ist; 

IV.  Jede  nothwendige  Prüfung  und  Untersuchung 
vorzunehmen,  um  festzustellen,  ob  die  gesetzlichen  Vor¬ 
schriften  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege  oder  die 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  befolgt  werden,  sofern 
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sie  die  Fabrik  oder  Werkstelle  und  die  darin  beschäf¬ 
tigten  Leute  betreffen; 

V.  Entweder  allein  oder  nach  seinem  Gutbefinden 
in  Gegenwart  einer  andern  Person  im  Hinblicke  auf  die 
Zwecke  dieses  Gesetzes  jede  Person,  welche  er  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstelle  antrifft,  oder  von  welcher  er 
gegründete  Ursache  hat  anzunehmen,  dass  sie  innerhalb 
der  letzten  zwei  Monate  in  einer  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  beschäftigt  war,  zu  vernehmen  und  zu  verlangen, 
dass  sie  derart  verhört  werde  und  dass  über  die  Ein¬ 
vernahme  ein  von  ihr  zu  unterfertigendes  Protokoll  ge¬ 
mäss  dem  Gesetze  vom  Jahre  1882  über  die  Friedens¬ 
richter  aufgenommen  werde; 

VI.  Alle  Rechte  und  Befugnisse  geltend  zu  machen, 
welche  zur  Durchführung  dieses  Gesetzes  nothwendig 
erscheinen.*) 


Gewährung  der  Inspection. 

§.15.  Jeder  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle,  sowie 
dessen  Geschäftsführer  und  Bedienstete  haben  jeder¬ 
zeit  jene  Anstalten  zu  treffen,  welche  ein  Inspector 
oder  ein  Beamter  des  Gesundheitsamtes  zum  Zwecke 
des  Zutrittes ,  der  Inspection ,  Prüfung  und  Unter¬ 
suchung  oder  zum  Zwecke  der  Ausübung  seiner  Rechte 

*)  Im  Fabriksgesetz  für  Victoria  aus  1890  ist  der  In- 
spector  (§.  11 ,  Abs.  5)  ausdrücklich  befugt,  Schulen  zu  betreten, 
wenn  er  Grund  hat  anzunehmen,  dass  dort  Kinder  Unter¬ 
richt  erhalten,  welche  in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt 
werden.  Anderseits  ist  (§.  34)  auch  der  Schulinspector 
ermächtigt,  die  gewerblichen  Unternehmungen  zu  besichtigen 
und  die  Nachweisung  des  Alters  der  dort  beschäftigten, 
jugendlichen  Personen  zu  fordern. 
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im  Sinne  dieses  Gesetzes  mit  Bezug  auf  ein  solches  ge¬ 
werbliches  Unternehmen  fordert. 

Behinderung  des  Inspectors. 

§.  16.  Wer  absichtlich  einen  Inspector  in  der  Ausübung  seines 
Amtes  hindert  oder  es  unterlässt,  seiner  auf  Grund  ge¬ 
setzlicher  Befugnis  gestellten  Aufforderung  Folge  zu 
leisten,  oder  eine  Registrierungsbestätigung,  ein  Buch,  eine 
Aufschreibung,  Bestätigung,  Notiz,  Liste  oder  ein  son¬ 
stiges  auf  Grund  dieses  Gesetzes  von  ihm  gefordertes 
Document  beizubringen,  desgleichen  wer  eine  Person 
verbirgt  oder  zu  verbergen  sucht,  bezw.  verhindert  oder 
zu  verhindern  sucht,  dass  sie  vor  dem  Inspector  erscheine 
oder  durch  ihn  vernommen  werde,  hemmt  die  Thätigkeit 
des  Inspectors  bei  Ausübung  seiner  Pflichten. 

Gleichwohl  kann  niemand  verhalten  werden,  auf 
Grund  dieses  oder  der  beiden  vorhergehenden  Para¬ 
graphen  eine  Anfrage  zu  beantworten  oder  Zeugenschaft 
abzulegen,  durch  welche  er  sich  selbst  eines  Vergehens 
beschuldigen  müsste. 

Strafen. 

§.  17.  Wer  einen  Inspector  in  der  Ausübung  seiner  gesetz- 
mässigen  Pflichten  hemmt,  unterliegt  einer  Geldstrafe 
bis  5c^;  falls  der  Inspector  in  einer  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  oder  dem  dazu  gehörigen  Areal  behindert  wird, 
hat  der  Besitzer  des  Unternehmens  eine  Geldstrafe  bis 
zu  5  £,  bezw.  wenn  das  Delict  bei  Nacht  begangen 
wurde,  bis  zu  20  £  zu  entrichten. 

Amtslegitimation. 

§.18.  Jeder  Inspector  soll  im  Besitze  einer  Amtslegitimation 
sein  und  dieselbe  bei  seinem  Begehren  um  Eintritt  in 
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eine  Fabrik  oder  Werkstelle  auf  Wunsch  dem  Besitzer 
vorweisen. 

Strafe  für  die  Legitiinationsfälschung. 

§.  19.  Wer  eine  derartige  Legitimation  fälscht  oder  nach¬ 
macht  oder  eine  gefälschte  oder  nachgemachte  Legiti¬ 
mation  benützt,  oder  sich  für  einen  in  einer  derartigen 
Legitimation  bezeichneten  Inspector  fälschlich  ausgibt 
oder  fälschlich  behauptet,  dass  er  ein  auf  Grund  dieses  Ge¬ 
setzes  bestellter  Inspector  ist,  wird  nach  Durchführung 
des  Beweisverfahrens  in  kurzem  Wege  auf  Grund  des  Ge¬ 
setzes  über  die  Friedensrichter  vom  Jahre  1882  mit  Ker¬ 
ker  mit  Zwangsarbeit  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

2.  Besondere  Vorschriften. 

Specialverzeichnisse. 

§.20.  In  jeder  Fabrik  oder  Arbeitsstelle  hat  der  Unternehmer 
folgende  Verzeichnisse  zu  führen  oder  führen  zu  lassen: 

a)  Ein  Verzeichnis  der  Namen  aller  in  dieser  Fabrik 
oder  Werkstelle  verwendeten  Personen,  unter  An¬ 
gabe  des  Alters  derjenigen,  welche  noch  unter 
zwanzig  Jahre  alt  sind; 

b)  ein  Verzeichnis,  welches  die  ungefähre  Art  der  Ar¬ 
beit  jeder  einzelnen  Person,  die  dort  beschäftigt 
ist,  nachweist;  und 

c)  ein  Verzeichnis  der  an  alle  dort  beschäftigten 
Personen  gezahlten  Wochenlöhne.*) 

*)  In  Victoria  ist  auch  ein  Verzeichnis  der  von  den  Be¬ 
diensteten  eingehobenen  Strafbeträge  aufzulegen;  der  In¬ 
spector  bestimmt  den  Ort  seiner  Aufbewahrung.  Auch 
kann  die  zeitweilige  Vorlage  einer  Abschrift  dieses  Ver¬ 
zeichnisses  an  den  Central-Gewerbeinspector  verfügt  werden. 
(§.  12  der  Novelle  vom  Juli  1896.) 
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Diese  Verzeichnisse  sind  dem  Inspector  auf  dessen 
Verlangen  zur  Einsicht  vorzulegen. 

Bekanntmachungen. 

§.21.  Der  Besitzer  jeder  derartigen  Fabrik  hat  desgleichen 
an  einem  leicht  ersichtlichen  Platze  am  oder  neben 
dem  Eingang  jeder  Fabrik  oder  Werkstelle,  sowie 
überall ,  wo  der  Inspector  es  vorschreibt ,  eine  Be¬ 
kanntmachung  in  solcher  Lage,  dass  sie  von  den  dort 
beschäftigten  Personen  leicht  gelesen  werden  kann,  an¬ 
bringen  und  dauernd  erhalten  zu  lassen,  worin: 

a)  Name  und  Adresse  des  Inspectors  des  Bezirkes, 

b)  Name  und  Adresse  des  ärztlichen  Functionärs  des 
Bezirkes, 

c)  die  officielle  Adresse  des  Gesundheitsamtes,  sowie 

d)  die  Feiertage  und  die  Arbeitsstunden  der  Fabrik 
enthalten  sind.*) 

Strafsätze. 

§.  22.  Im  Falle  der  Zuwiderhandlung  gegen  die  beiden  un¬ 
mittelbar  vorangehenden  Paragraphen  unterliegt  der 
Unternehmer  einer  Geldstrafe  bis  zu  2  £  für  jeden 
Tag,  während  dessen  (nach  Ablauf  einer  siebentägigen 
Frist  von  der  Begistrierung  der  Fabrik  an)  die  gegebenen 
Vorschriften  nicht  erfüllt  wurden. 

*)  In  Victoria  kann  der  Arbeitsminister  die  Plaka- 
tierung  von  Auszügen  des  Fabriksgesetzes  oder  auf  dem¬ 
selben  beruhender  Verordnungen  in  den  Betrieben  anordnen. 
(§.  12  der  Novelle  vom  Juli  1896.)  Desgleichen  kann  der 
Inspector  verfügen,  dass  der  Name  oder  die  Firma  des 
Unternehmers  an  der  Aussenseite  des  Haupteinganges  er¬ 
sichtlich  gemacht  werde.  (Ebendort.) 
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Listen  über  Ausserliausarbeit. 

§.  23.  Jeder  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle,  der  für  die 
Zwecke  dieses  Unternehmens  Arbeit  ausserhalb  dieser 
Fabrik  oder  Werkstelle  ausführen  lässt,  soll  ein  Ver¬ 
zeichnis  führen ,  welches  eine  in  allen  wesentlichen 
Punkten  richtige  Beschreibung  der  ausserhalb  der  Fabrik 
oder  Werkstelle  verrichteten  Arbeit  nach  Art  und  Menge 
darstellt.  Sie  hat  die  Namen  und  Adressen  der  Personen 
zu  enthalten,  welche  diese  Arbeit  ausführen,  ferner  das 
Entgelt,  welches  sie  für  diese  Arbeit  empfangen.  Die 
Nichtbeachtung  dieser  Vorschriften  zieht  eine  Geldstrafe 
bis  zu  10  £  nach  sich.  Das  Verzeichnis  soll  zur  In¬ 
formation  des  Fabriksinspectors  dienen,  welcher  allein 
berechtigt  ist,  in  sie  Einsicht  zu  nehmen,  und  sie  zu 
jeder  angemessenen  Stunde  prüfen  und  beeinsichtigen 
kann. 

Markierungszwang. 

Jeder  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle,  welcher 
Stückarbeit  in  eine  Privatwohnung  oder  in  eine  nicht 
als  Fabrik  registrierte  Bäumliclikeit  ausgibt,  soll  jedem 
Kleidungsstücke  und  sonstigen  Objecte,  das  ganz  oder 
zumTheil  in  einer  unregistrierten  Werkstelle  oder  Privat¬ 
wohnung  verfertigt  wurde,  einen  gedruckten  Zettel  nach 
Mass  der  Beilage  II  dieses  Gesetzes  anheften  lassen,  es 
sei  denn,  dass  der  Fabriksin spector  eine  Ausnahme  hie¬ 
von  im  Vorhinein  zugelassen  hat. 

Jede  Person,  welche  solche  Kleider  oder  Artikel 
verkauft  oder  zum  Verkauf  auslegt  ohne  diesen  Zettel, 
ist  zu  einer  Geldbusse  bis  zu  10  £  verhalten;  und  wer 
solche  Zettel  willkürlich  vor  dem  Verkaufe  entfernt, 
verfällt  einer  Strafe  bis  zu  20  £. 
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Jeder  Kaufmann,  Grosshändler,  Händler,  Agent 
oder  Austlieiler  von  Waren,  welcher  gewöhnliche  Ge¬ 
webe  oder  Shoddystoffe  ausgibt,  damit  daraus  durch 
Stücklöhner  oder  Heimarbeiter  Verkaufsgegenstände  ver¬ 
fertigt  werden,  ist  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  und 
im  Sinne  dieses  Paragraphen  als  Unternehmer  einer 
Fabrik  zu  betrachten. 


Novelle  vom  12.  Oetober  1896  (Gesetzeszahl  31). 

Hausindustrielle  Verarbeitung  von  Stoffen. 

§.  2.  Die  nachstehenden  Bestimmungen  finden  Anwendung 
auf  Besitzer  von  Fabriken  oder  Werkstellen,  worin 
Textilwaren  hergestellt  oder  bearbeitet  werden,  ferner 
auf  Personen,  welche  zu  dem  in  §.  23  des  Haupt¬ 
gesetzes  erwähnten  Zwecke  gewöhnliche  Gewebe  oder 
Shoddystoffe  ausgeben  und  aus  diesem  Grunde  für  die 
Zwecke  und  im  Sinne  jenes  Paragraphen  Fabriksunter¬ 
nehmern  gleichgestellt  werden: 

I.  Im  Falle  ein  solcher  Fabriks-  oder  Werkstellen¬ 
inhaber  gestattet,  dass  derartige  Waren  ausgegeben 
werden,  oder  solche  selbst  ausgibt,  damit  die  Arbeit 
daran  ausserhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  ausge- 
fiihrt  werde,  oder  wenn  er  solche  Waren  ausgibt,  damit 
sie  speciell  durch  die  in  §.  23  bezeichnten  Personen 
fertiggestellt  werden,  ist  es  untersagt,  dass  eine  solche 
Person: 

a)  irgendwie,  direct  oder  indirect,  eine  solche  Arbeit 
weitervergebe,  weder  als  Stückarbeit,  noch  sonst¬ 
wie;  noch 
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b)  eine  derartige  Arbeit  anderwärts  als  in  ihren 
eigenen  Wohnräumen,  und  zwar  selbst  oder  mit 
eigenen  Hilfskräften  ausführe,  welchen  sie  selbst 
hiefür  Lohn  zahlt. 

II.  Wenn  eine  solche  Person  irgendwie,  sei  es 
direct  oder  indirect,  diesem  Paragraphen  zuwiderhandelt, 
unterliegt  sie  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 

III.  Wenn  ein  Unternehmer  der  erwähnten  Art 
wissentlich  erlaubt  oder  duldet,  dass  eine  solche  Gesetzes¬ 
übertretung  begangen  werde,  unterliegt  er  einer  Geld¬ 
strafe  bis  zu  50  c£>. 

IV.  Bei  Verfolgung  eines  Unternehmers  auf  Grund 
dieses  Paragraphen  wird  angenommen,  dass  Thatsachen, 
wrelche  seinen  Bediensteten  oder  Agenten  zur  Kenntnis 
gelangten,  ihm  selbst  zur  Kenntnis  gelangt  seien. 

Verbotene  Handlungen. 

§.  3.  Keine  Bestimmung  des  unmittelbar  vorangehenden  Para¬ 
graphen  darf  so  ausgelegt  werden,  dass  dadurch  irgend 
etwas  statthaft  erscheine ,  was  im  Hauptgesetze  für 
unstatthaft  erklärt  ist. 

Verhütung  von  Ansteckung. 

§.  4.  Zur  Verminderung  der  Gefahr,  dass  durch  Infection 
oder  Ansteckung  eine  Krankheit  verbreitet  werde,  wird 
verordnet : 

I.  Es  ist  verboten,  Waren  oder  Materialien  her¬ 
zustellen  oder  zu  bearbeiten,  oder  zu  solchen  Zwecken 
in  einer  Fabrik,  Werkstelle  oder  Wohnung  entgegen¬ 
zunehmen, 
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a)  falls  dort  mit  Wissen  des  Besitzers  eine  mit 
einer  infectiösen  oder  ansteckenden  Krankheit  be¬ 
haftete  Person  sich  befindet,  oder 

b)  falls  dort  eine  solche  Person  innerhalb  der  voran¬ 
gegangenen  vierzehn  Tage  sich  befunden  hat  und 
die  Fabrik,  Werkstelle,  das  Zimmer  oder  die 
Wohnung  und  alle  darin  enthaltenen  Güter  und 
Materialen  der  erwähnten  Art  nicht  in  einer  nach 
Anschauung  des  Inspektors  genügenden  Weise 
desinficiert  worden  sind. 

II.  Wer  eine  Übertretung  dieses  Paragraphen 
wissentlich  gestattet  oder  verübt,  ist  strafbar  bis  zu  10 

III.  Falls  sich  solche  Güter  oder  Materien  in  einer 
Fabrik,  Werkstelle  oder  Wohnung  den  Bestimmungen 
dieses  Paragraphen  entgegen  vorfinden,  ist  der  Inspector 
ermächtigt,  sie  mit  Beschlag  zu  belegen,  zu  entfernen 
und  desinficieren  zu  lassen,  all  das  auf  Kosten  des  Be¬ 
sitzers. 

Yerbot  der  Heimarbeit  von  Werkstattarbeitern. 

§.  5.  Wenn  überhaupt  eine  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle 
beschäftigte  Person  eine  Arbeit  für  diese  Fabrik  oder 
Werkstelle  anderwärts  als  in  letzterer  selbst  verrichtet, 
ist  der  Besitzer  der  Unternehmung  strafbar  bis  zu 
10  c£,  und  die  Person,  welche  die  Arbeit  verrichtet, 
bis  zu  5  £*) 


*)  Die  Novellen  aus  1896  treffen  für  Victoria  nach¬ 
stehende  Bestimmungen: 

§.  13.  Jeder  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle, 
welcher  Arbeiten  anderwärts  als  in  seiner  Fabrik  oder 
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Amtsgeheimnis. 

§.  24.  Jeder  Fabriksinspector ,  welcher  den  Inhalt  eines 
Verzeichnisses  von  in  oder  ausserhalb  einer  Fabrik 


Werkstelle  verrichten  lässt ,  hat  eine  Liste  zu  führen. 
Diese  Liste  soll  in  solcher  Weise  geführt  werden  und  solche 
Details  enthalten,  wie  dies  verordnet  werden  mag;  sie  hat 
ein  in  allen  wesentlichen  Punkten  richtiges  Verzeichnis 
der  Art  und  Mengen  der  ausserhalb  einer  solchen  Fabrik 
oder  Werkstelle  vollführten  Arbeiten  darzustellen  und 
Namen  und  Adresse  der  Person  zu  enthalten ,  durch 
weiche  diese  Arbeit  geleistet  wird,  ferner  die  Preise  anzu¬ 
geben,  welche  in  jedem  einzelnen  Falle  für  eine  derartige 
Arbeit  gezahlt  werden. 

Im  Falle  die  Führung  einer  solchen  Liste  unterlassen 
wird,  verfällt  der  Besitzer  einer  Strafe  bis  zu  2  £  für  jeden 
Tag,  an  dem  er  ohne  vernünftige  Entschuldigung  die  Liste 
nicht  der  Vorschrift  gemäss  geführt  hat.  Diese  Liste  dient 
zur  Information  der  Fabriksinspectoren,  welche  allein  befugt 
sind,  sie  zu  besichtigen,  und  zu  jeder  vernünftigen  Stunde 
in  dieselbe  Einsicht  nehmen  dürfen. 

Jeder  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  soll  ein 
solches  Verzeichnis  dem  Centralinspector  zu  dessen  Infor¬ 
mation  einsenden,  wann  immer  dieser  es  verlangt;  auch 
hat  er  diesem  Inspector  periodisch  zu  den  Zeiten,  wie  dies 
verordnet  werden  mag,  eine  Copie  oder  einen  Auszug  aus 
jedem  derartigen  Verzeichnis  in  solcher  Form  einzusenden, 
wie  dies  verordnet  werden  mag. 

Ungeachtet  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  [§.  14, 
Absatz  4]  hat  der  Centralinspector  in  der  „Government 
Gazette“  solche  Details  aus  derartigen  Verzeichnissen  zur 
allgeminen  Wissenschaft  zu  bringen,  wie  es  der  Statthalter 
auf  Grund  Kronrathsbeschlusses  von  Zeit  zu  Zeit  für  noth- 
wendig  oder  wünschenswerth  erachten  sollte,  und  zwar, 
falls  es  der  Statthalter  entsprechend  befindet,  mit  den 
Namen  und  den  Adressen  der  Unternehmer. 
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oder  Werkstelle  beschäftigten  Leuten  verbreitet,  oder 
von  seiner  Kenntnis  des  Inhaltes  eines  solchen  Verzeicli- 

Allein  solche  Details  dürfen  nur  in  Fällen  einer  Über¬ 
tretung  des  Fabriksgesetzes,  für  welche  der  Unternehmer 
verurtheilt  wurde,  veröffentlicht  werden. 

Jedermann,  der  irgend  ein  Material  ausgibt  oder  die 
Ermächtigung  oder  Erlaubnis  gibt,  dass  Material  hinaus¬ 
gegeben  werde,  damit  es,  ganz  oder  zum  Theil,  ausserhalb 
der  Fabrik  für  Zwecke  des  Handels  oder  des  Verkaufes, 
zu  Kleidern  oder  Bekleidungsgegenständen  zugerichtet  oder 
verarbeitet  werde,  ist  für  die  Zwecke  dieses  Paragraphen 
als  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  anzusehen. 

In  diesem  Paragraph  schliesst  die  Bezeichnung  „Kleider 
oder  Bekleidungsgegenstände“  Stiefel  und  Schuhe  ein. 

Wegen  Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Paragraphen 
soll  niemand  bestraft  werden,  wenn  er  nach  weist: 

a)  dass  er  alle  vernünftigen  Vorsichten  gegen  eine  Ver¬ 
letzung  dieses  Paragraphen  geübt  hat,  und  zur  Zeit 
der  ihm  zur  Last  gelegten  Gesetzesübertretung  keinen 
Grund  hatte  zu  vermuthen,  dass  seine  That  als  eine 
Zuwiderhandlung  gegen  diesen  Paragraphen  sich  dar¬ 
stellen  würde,  und 

b)  dass  er  auf  Verlangen  des  Inspectors  oder  über  dessen 
Veranlassung,  soweit  es  in  seiner  Macht  stand,  Infor¬ 
mationen  über  die  ihm  zur  Last  gelegte  Gesetzesüber¬ 
tretung  gegeben  hat,  oder 

c)  dass  er  sonstwie  arglos  und  bona  fide  und  ohne 
jede  Absicht  gehandelt  hat,  die  Bestimmungen  dieses 
Paragraphen  zu  umgehen. 

§.  14.  Jede  Person,  welche  ausserhalb  einer  Fabrik 
oder  Werkstelle  Kleider  oder  Bekleidungsgegenstände  zum 
Zwecke  des  Handels  oder  Verkaufes  ganz  oder  zum  Theile 
zurichtet  oder  verfertigt,  hat  entweder  persönlich  oder 
im  schriftlichen  Wege  dem  Centralinspector  ihren  vollen 
Namen  und  Adresse  und  in  gleicher  Weise  jede  Änderung 
seiner  Adresse  bekannt  zu  geben.  Jede  derartige  sckrift- 
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nisses  einen  anderen  Gebrauch  macht,  als  für  die  Zwecke 
dieses  Gesetzes  oder  der  Durchführung  seiner  Be¬ 
stimmungen,  verfällt  einer  Geldstrafe  bis  zu  50 
oder  schwerem  Kerker  bis  zu  sechs  Monaten. 

Inspectoratsbericht.  Jahresbericht  des  Ministers. 

*§.  25.  Jeder  Inspector  hat  zu  den  im  Verordnungswege  zu  be¬ 
stimmenden  Zeitpunkten  und  in  der  vorzuschreibenden 
Weise  über  die  Wirksamkeit  dieser  Gesetze  Bericht  zu  er¬ 
statten,  und  der  Minister  hat  zur  Belehrung  des  Parla¬ 
ments  über  den  Gang  und  die  Lage  der  Gewerbe  alljährlich 
einen  allgemeinen  und  umfassenden  Bericht  zu  erstatten. 

liehe  Mittheilung  wird  postfrei  befördert,  wenn  das  Couvert 
die  Worte  trägt:  „Auf  Grund  des  Gesetzes  über  Fabriken 
und  Geschäftshäuser  von  1896.“ 

Jede  derart  eingetragene  Person  hat  alle  Fragen  zu 
beantworten ,  welche  seitens  eines  Fabriksinspectors  an 
sie  gerichtet  werden,  bezüglich  der  Person,  für  welche  die 
Waren  zugerichtet  oder  verfertigt  werden,  und  bezüglich 
der  Preise  oder  Stücklöhne ,  welche  ihr  hierfür  gezahlt 
werden.  An  kein  Weib  oder  Mädchen  sollen  indes  solche 
Fragen  von  wem  anderen  als  einem  weiblichen  Inspector 
gestellt  werden. 

Jede  Person,  welche  die  Absätze  1  oder  2  dieses  Para¬ 
graphen  Übertritt ,  unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu 
10  Shillings. 

Ungeachtet  der  sonstigen  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
[§.  13,  Absätze  4  und  5]  dürfen  die  im  Sinne  dieses  Para¬ 
graphen  registrierten  Namen  und  Adressen  in  keiner  Weise 
■  veröffentlicht  oder  der  Öffentlichkeit  zugänglich  gemacht 

werden,  oder  von  jemand  anderem  gesehen  werden,  als  vom 
Unterstaatssecretär ,  vom  Centralinspector  oder  den  unter¬ 
stellten  Beamten.  Der  Unterstaatssecretär,  Centralinspector 
und  die  Beamten  haben  die  also  eingezeichneten  Namen 
Scliwiedland,  Fabriksgesetzgebung.  3 
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Dieser  Bericht  soll  nicht  einzelne  Unternehmer 
namentlich  oder  derart  anführen,  dass  ihre  Identität 
leicht  ersichtlich  sei;  die  Gesammtzahl  der  in  Fabriken 
oder  Werkstellen  in  Neu -Seeland  beschäftigten  und 
diesem  Gesetze  unterworfenen  Personen  ist  darin  mög¬ 
lichst  genau  anzugeben,  wobei  sie  dem  Geschlechte,  dem 
Alter  und  dem  durchschnittlichen  Wochenverdienste  nach 
zu  specialisieren  sind;  desgleichen  ist  in  jedem  Gewerbe 
anzugeben,  ob  sie  im  Stück-  oder  Zeitlohn,  oder  sowohl 
im  Stück-  als  im  Zeitlöhne  stehen,  welches  die  Arbeits¬ 
dauer  ist,  welcher  Procentsatz  der  Arbeit  innerhalb, 
bezw.  ausserhalb  der  Betriebsräume  vollführt  wird,  so¬ 
wie  welche  Lohnsätze  für  diese  Arbeiten  gezahlt  werden, 
endlich  andere  Details,  welche  der  Minister  etwa  für 
zweckdienlich  hält. 

Vorlage  des  Jahresberichtes  an  das  Parlament. 

§.  26.  Jedem  der  beiden  Häuser  des  Parlaments  ist  ein 
derartiger  Jahresbericht  innerhalb  dreissig  Tagen 

und  Adressen  geheimzuhalten  und  zu  deren  Geheimhaltung 
beizutragen;  sie  dürfen  derartige  Namen  und  Adressen  nie¬ 
mand  mittheilen,  ausgenommen  zum  Zwecke  der  Durchfüh¬ 
rung  dieses  Gesetzes.  Jeder  derartige  Unterstaatssecretär, 
Centralinspector  oder  Beamte  hat  zu  Beginn  der  Wirksam¬ 
keit  dieses  Gesetzes,  bezw.  bevor  er  sein  Amt  als  Unter¬ 
staatssecretär,  Centralinspector  oder  als  ein  diesem  unter¬ 
stellter  Beamter  antritt,  vor  Gericht  einen  Eid  auf  Ge¬ 
heimhaltung,  wie  dies  vorgeschrieben  werden  mag,  abzulegen 
und  zu  unterschreiben.  Jedermann,  der  den  Vorschriften 
dieses  Absatzes  oder  diesem  Eide  willkürlich  entgegenhan¬ 
delt,  ist  nach  Überführung  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  £ 
zu  bestrafen. 

In  diesem  Paragraph  schliesst  die  Bezeichnung  „Kleider 
und  Bekleidungsgegenstände“  Stiefel  und  Schuhe  ein. 
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nach  Beginn  jeder  Session  vorzulegen;  wenn  jedoch  in 
einem  Jahre  mehr  als  eine  Session  des  Parlamentes  statt¬ 
finden  sollte,  genügt  es,  wenn  der  Bericht  Einer  Session 
vorlag. 

3.  Unfälle. 

Schutzvorrichtungen. 

§.  27.  Der  Besitzer  einer  Fabrik,  einschliesslich  der  Werk¬ 
stätten  der  Staatshahnen,  worin  Maschinen  in  Verwen¬ 
dung  sind,  hat  zu  dem  Zwecke,  um  Transmissions¬ 
riemen  oder  Flaschenzüge  in  Gang  zu  setzen  oder  zum 
Stillstand  zu  bringen,  Riemenwechsler  oder  andere  mecha¬ 
nische  Sicherheitsvorrichtungen  zur  Zufriedenheit  des 
Inspectors  anzubringen,  und  wo  es  thunlicli  ist,  sind  die 
Maschinen  mit  abnehmbaren  Flaschenzügen  zu  versehen. 
Alle  Bottiche,  Siedekessel,  Sägen,  Hobel,  Kamm-  bezw. 
Zahnräder,  Aufzüge,  Riemenzeuge,  Schäfte  und  Schrau¬ 
bengewinde  und  jederlei  Maschine  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstelle  sollen  entsprechend  verwahrt  sein,  und  nie¬ 
mand  soll  eine  um  einen  Hobel,  eine  Säge,  ein  Riemen¬ 
werk,  um  Schäfte  oder  eine  andere  Maschinerie  oder  um 
einen  Bottich  oder  einen  Siedekessel  angebrachte  oder 
in  Verbindung  damit  befindliche  Schutzvorrichtung  hin¬ 
wegräumen  oder  unwirksam  machen,  während  die  er¬ 
wähnten  Objecte  in  Gebrauch  sind,  es  sei  denn  für  die 
Zwecke  sofortiger  Reparatur.  Doch  sollen  in  diesem 
Falle  alle  solche  Schutzvorrichtungen  prompt  wieder 
angebracht  werden. 

Der  Inspector  kann  durch  Anbringung  einer  ent¬ 
sprechenden  Notiz  den  Gebrauch  jeder  Maschine  unter¬ 
sagen,  deren  Betrieb  ihm  gefährlich  erscheint.  Er  hat 
diese  Kundmachung  zu  unterschreiben,  und  dieselbe  darf 
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nur  nach  Herstellung  der  geforderten  Schutzvorrich¬ 
tungen  entfernt  werden.  Inzwischen  darf  diese  den 
Sicherheitsvorschriften  nicht  genügende  oder  gefährliche 
Maschine  nicht  benützt  werden. 

Ein  Unternehmer,  welcher  solche  Schutzvorrich¬ 
tungen,  wie  sie  der  Inspector  verlangt,  nicht  beistellt, 
oder  die  vorhandenen  entfernt  oder  fortfährt,  eine  Ma¬ 
schine,  deren  Betrieb  untersagt  ist,  zu  benützen,  unter¬ 
liegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £,  und  ausserdem  einer 
Strafe  von  2  £  für  jeden  Arbeitstag,  an  dem  diese 
Schutzvorrichtungen  nicht  beigestellt  oder  eine  derart 
als  gefährlich  erklärte  Maschine  benützt  wurde. 

Strafsätze. 

§.  28.  Wenn  ein  Unternehmer  es  verabsäumt,  eine  Maschine, 
welche  gemäss  oder  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  Jahre 
1882  über  die  Inspection  von  Maschinen*)  mit 
einem  Schutzgitter  zu  versehen  war,  einzuhegen  oder 
das  Schutzgitter  im  gehörigen  Zustande  zu  erhalten, 
und  infolgedessen  jemand  den  Tod  oder  eine  Körper¬ 
verletzung  erleidet,  unterliegt  der  betreffende  Unter¬ 
nehmer  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Hiebei  bleibt 
es  dem  Minister  überlassen,  diesen  Betrag  in  Gänze  oder 
zum  Theile  der  verletzten  Person  oder  deren  Familie 
oder  einem  anderen  Zwecke  zuzuwenden.  Diese  Strafe 
ersetzt  die  in  dem  erwähnten  Gesetze  für  solche  Unter¬ 
lassungen  festgesetzten  Strafsätze. 

*)  Das  Maschineninspectiousgesetz  vom  15.  September 
1882,  Gesetzeszahl  59,  entspricht  einem  europäischen  Ge¬ 
setze  über  die  Kesselinspection,  enthält  aber  weitergehende 
Arbeiterschutzbestimmungen ,  so  in  §.15  über  die  Auf¬ 
stellung  von  Schutzgittern. 
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Einschränkung-. 

Der  Unternehmer  ist  jedoch  nicht  straffällig  auf 
Grund  dieses  Paragraphen,  falls  gegen  ihn  wegen  Nicht- 
aufstellens  eines  Schutzgitters  um  jenen  Theil  der  Ma¬ 
schine,  welche  den  Tod  oder  die  Körperverletzung  her¬ 
beiführte,  eine  Anzeige  in  Verhandlung  stand,  und  diese 
in  Monatsfrist  vor  dem  Unfälle  abgewiesen  worden  war. 

Schadenersatz-Ansprüche. 

Diese  Bestimmungen  benehmen  jedoch  der  verletzten 
Person  oder  ihren  gesetzlichen  Vertretern  keineswegs 
das  Recht,  irgendwelche  Ersatzansprüche  im  Civilrechts- 
wege  zu  stellen. 

Meldung  von  Unfällen. 

§.  29.  Wenn  sich  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  ein  Un¬ 
fall  ereignet ,  welcher  den  Tod  oder  eine  Körper¬ 
verletzung  einer  dort  beschäftigten  Person  verursacht 
und  dieser  Unfall  durch  eine  durch  Dampf-,  Wasser¬ 
oder  sonstige  mechanische  Kraft  bewegte  Vorrichtung, 
einen  Bottich,  einen  Siedekessel  oder  eine  andere  mit 
festem,  flüssigem  oder  geschmolzenem  Metall  oder  mit 
anderem  Material  gefüllte  Vorrichtung  oder  durch  eine 
Explosion  oder  durch  das  Entweichen  von  Gas,  Dampf 
oder  Metallen  verursacht  wurde  und  von  solcher  Art 
ist,  dass  die  verletzte  Person  sicherlich  oder  voraus¬ 
sichtlich  nicht  binnen  48  Stunden  zu  ihrer  Arbeit  in 
jenem  Betriebe  zurückkehren  kann,  ist  eine  schrift¬ 
liche  Meldung  über  den  Vorfall  unverzüglich  so¬ 
wohl  dem  Inspector,  als  dem  ärztlichen  Functionär  des 
Bezirkes  zu  übersenden.  Dabei  ist  der  Wohnort  des 
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Getödteten  oder  Verletzten  oder  der  Ort,  wohin  er  über¬ 
führt  wurde,  anzugeben.  Diese  Anzeige  ist  binnen  24 
Stunden  nach  dem  Unfallsereignis  zu  erstatten,  ansonst 
der  betreffende  Unternehmer  zu  einer  Geldstrafe  bis  zu 
10  jg  zu  verhalten  ist. 

Polizeiärztlicher  Bericht. 

§.  30.  Sobald  ein  ärztlicher  Functionär  in  Gemässheit  des 
Vorstehenden  die  Meldung  eines  Unfalles  in  einem 
Betriebe  erhält,  soll  er  sich  möglichst  bald  in  den 
betreffenden  Betrieb  begeben ,  dort  eine  umfassende 
Erhebung  über  die  Natur  und  Ursache  des  Unfalles 
pflegen  und  darüber  binnen  24  Stunden  dem  Inspector 
berichten. 

Für  die  Zwecke  dieser  Erhebung  wird  der  ärztliche 
Functionär  mit  allen  Rechten  eines  Inspectors  ausge¬ 
stattet  und  ist  überdies  befugt,  jeden  Raum  eines  Ge¬ 
bäudes  zu  betreten,  in  welches  die  getödtete  oder  ver¬ 
letzte  Person  gebracht  wurde. 

Dem  ärztlichen  Functionär  steht  für  diese  Erhebung 
der  Bezug  einer  Gebür  zu,  welche  im  Verordnungswege 
festgesetzt  wird  und  vom  Gesundheitsamte  gleich  einer 
in  Ausführung  dieses  Gesetzes  erwachsenen  Auslage 
zu  entrichten  ist. 

4.  Hygienische  Vorschriften. 

Reinlichkeit  der  Betriebsräume. 

§.31.  Jede  Fabrik  oder  Werkstelle  ist  in  einem  reinen 
Zustande  und  von  jeder  aus  einer  Röhrenleitung, 
einem  Pissoir  oder  sonstigen  Schädlichkeit  herrühren- 
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den  Nässe  frei  zu  halten.  Falls  Personen  beiderlei  Ge¬ 
schlechtes  in  derselben  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäf¬ 
tigt  sind,  ohne  derselben  Familie  anzugehören,  müssen 
für  jedes  Geschlecht  genügende  Spülclosette  bezw.  Pissoirs 
vorhanden  sein,  welche  für  jedes  Geschlecht  thatsächlich 
gesondert  und  derart  beschaffen  sind ,  dass  der  In¬ 
spector  sie  für  entsprechend  befindet. 

Falls  nur  Leute  desselben  Geschlechtes  im  Betriebe 
verwendet  werden,  müssen  genügende  Spülclosette  bezw. 
Pissoirs  vorhanden  sein,  so  dass  der  Inspector  davon 
befriedigt  sei. 

Überfüllungsverbot.  Trinkwasser. 

§.  32.  Eine  Fabrik  oder  Werkstelle  darf  nicht  während  der 
Arbeit  derart  überfüllt  sein,  dass  dies  der  Gesundheit 
der  darin  befindlichen  Personen  abträglich  sei;  auch  ist 
sie  derart  zu  ventilieren,  dass,  soweit  es  möglich,  alle 
ungesunden  Gase,  Dünste,  Staub  und  anderen  durch  den 
Fabrications-  oder  Handwerksprocess  erzeugten  Unrein¬ 
heiten  für  die  Gesundheit  unschädlich  gemacht  werden. 
Der  Eigenthümer  oder  Besitzer  jeder  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  hat  für  einen  Vorrath  von  frischem  Trink wasser 
Sorge  zu  tragen. 

Falls  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  nach  An¬ 
sicht  des  Inspectors  den  Vorschriften  dieses  Paragraphen 
nicht  Genüge  geleistet  ist,  und  er  hierauf  im  schrift¬ 
lichen  Wege  aufmerksam  macht,  gilt  die  betreffende 
Stätte  als  nicht  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  gehalten. 

Luftraum. 

§.  33.  Der  Inspector  kann  bezüglich  jeder  einzelnen  Fabrik 
oder  Werkstelle  festsetzen,  welcher  Luft-  und  Fuss- 
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bodenraum  je  nach  der  Natur  der  Arbeit  für  jede 
einzelne  dort  beschäftigte  Person  reserviert,  ihr  zuge¬ 
wiesen  und  für  ihren  Gebrauch  dauernd  bestimmt  sein 
soll.  Das  Mindestausmass  dieses  Flächenraumes  wird 
im  Verordnungswege  festgesetzt  werden.  Der  Inspector 
hat  den  Unternehmer  schriftlich  zu  der  entsprechenden 
Raumeintheilung  aufzufordern,  welche  innerhalb  der  vom 
Inspector  festzusetzenden  Zeit  zu  treffen  ist;  dieser  hat 
in  der  nämlichen  Weise  dafür  zu  sorgen,  dass  jeder  der¬ 
artige  Raum  entsprechend  beleuchtet  und  ventiliert, 
sowie  von  Materialien,  Gütern  oder  Werkzeugen  frei¬ 
gehalten  werde,  sofern  die  letzteren  nicht  von  der  dort 
beschäftigten  Person  benützt  oder  benöthigt  werden. 

Falls  der  Unternehmer  der  Meinung  ist,  dass  die 
Festsetzung  oder  Anforderung  des  Inspectors  das  noth- 
wendige  und  entsprechende  Mass  überschreitet,  kann  er 
in  der  im  Verordnungswege  vorzuschreibenden  Form  an 
das  Gesundheitsamt  appellieren;  dieses  entscheidet  so¬ 
dann,  und  bestätigt  oder  ändert  die  Festsetzung  oder 
Anforderung  des  Inspectors  in  solcher  Weise  und  in 
solchen  Details  ab,  wie  es  ihm  entsprechend  scheint. 
Gegen  diese  Entscheidung  gibt  es  keinen  weiteren  Recurs. 

Wenn  der  Unternehmer  nach  vierzehn  Tagen  von 
der  Zustellung  des  Bescheides  ab  es  unterlässt,  der  Fest¬ 
setzung  oder  Anforderung  des  Inspectors,  bezw.  im  Falle 
des  Recurses,  jener  des  Gesundheitsamtes  Folge  zu  leisten, 
oder  wenn  er  in  irgendeiner  anderen  Weise  den  Be¬ 
stimmungen  dieses  Paragraphen  nicht  nachkommt,  unter¬ 
liegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  1  ^  für  jeden  weiteren 
Tag,  an  welchem  er  dieser  Verfügung  nicht  Folge 
leistet. 
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Anzeige  an  die  Gesundheitsbehörde. 

§  34.  Wenn  es  dem  Inspector  scheint,  dass  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstelle  eine  Vorkehrung,  Unterlassung  oder 
ein  Fehler  inbezug  auf  Röhrenleitungen,  Spiilclosette, 
Abtritte,  Pissoirs,  Asche-  und  Mistablagen,  Wasser¬ 
behälter,  Schädlichkeiten  oder  irgend  einen  anderen 
Umstand  auf  Grund  eines  die  öffentliche  Gesund¬ 
heit  betreffenden  oder  eines  sonstigen,  nicht  aber  auf 
Grund  dieses  vorliegenden  Gesetzes  eine  Strafe  begründet 
oder  abzuändern  ist,  hat  er  dem  Gesundheitsamte  oder 
einer  anderen  Localbehörde,  in  deren  Bereich  das  Unter¬ 
nehmen  gelegen  ist,  schriftlich  hierüber  zu  berichten. 
Dieses  Amt  hat  nun  Erhebungen  zu  pflegen  und  hierüber 
die  zur  Durchführung  der  Gesetze  geeignet  scheinenden 
Schritte  vorzukehren. 

Mitnahme  von  Sanitätsbeamten  in  Gewerbebetriebe. 

§.  35.  Für  die  Zwecke  dieses,  oder  eines  auf  die  öffentliche 
Gesundheitspflege  oder  auf  die  Befugnisse  einer  Local¬ 
behörde  bezughabenden  Gesetzes  kann  der  Inspector 
einen  Sanitätsbeamten,  Aufseher  oder  sonstigen  Be¬ 
amten  des  Gesundheitsamtes  oder  der  Localbehörde 
in  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  mitnehmen,  und  jeder 
derartige  Beamte  diese  letztere  zu  jeder  angemessenen 
Zeit  betreten  und  inspicieren. 

Tünchen  der  inneren  Wände. 

§.  36.  Alle  inneren  Wände  der  Räume  einer  Fabrik  oder 
Werkstelle ,  sowie  alle  Plafonds  oder  inneren  Über¬ 
dachungen,  ob  sie  nun  mit  Mörtel  verputzt  sind  oder 
nicht,  gleichwie  alle  Gänge  und  Stiegenräume  sind,  wenn 
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sie  nicht  innerhalb  der  letzten  sieben  Jahre  wenigstens 
einmal  mit  Öl  gestrichen  oder  gefirnisst  wurden,  mit 
Kalk  oder  einer  anderen  Flüssigkeit  oder  einer  andern 
vom  Inspector  gut  befundenen  Materie  mindestens  ein¬ 
mal  in  vierzehn  Monaten  von  der  letzten  Tüncliung  an 
gerechnet  zu  übertünchen,  und  falls  sie  auf  die  angegebene 
Weise  gestrichen  oder  gefirnisst  worden  sind,  soll  man 
sie  mit  heissem  Wasser  und  Seife  mindestens  einmal 
innerhalb  vierzehn  Monaten  vom  Zeitpunkte  der  letzten 
Reinigung  an  gerechnet  waschen. 

Der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  hat  dem 
Inspector  den  Zeitpunkt  des  letzten  Tünchens,  Malens 
oder  Firnissens  jedes  einzelnen  Theiles  seiner  Localitäten 
in  entsprechenderWeise  nachzu weisen,  desgleichen  den 
Zeitpunkt,  zu  welchem  alle  gestrichenen  oder  gefirnissten 
Flächen  zum  letztenmale  gewaschen  wurden. 

Sind  die  Wände  von  Werkstellen  tapeziert,  so  hat 
der  Inspector  zu  bestimmen,  wann  sie  neu  zu  tape¬ 
zieren  sind. 

Eine  Fabrik  oder  Werkstelle,  in  welcher  diesem 
Paragraphen  nicht  Genüge  geleistet  ist,  gilt  als  nicht 
in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  gehalten. 

Ausnahmen, 

§.37.  Der  Minister  kann,  falls  es  ihm  entsprechend  scheint, 
rücksichtlich  einzelner  Kategorien  von  Fabriken  oder 
Werkstellen  oder  Theilen  solcher  die  Bestimmung 
treffen,  dass  die  Vorschriften  des  vorangehenden  Para¬ 
graphen  keine  Anwendung  finden ,  falls  dies  seiner  An¬ 
sicht  nach  zur  Sicherung  der  Reinlichkeit  nicht  noth- 
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wendig  oder  die  Vorschriften  infolge  besonderer  Ver¬ 
hältnisse  nicht  durchführbar  sind. 

Insbesondere  findet  der  vorangehende  Paragraph 
auch  ohne  solche  Anordnung  keine  Anwendung  auf  Grob¬ 
schmiedbetriebe,  Fabriken  landwirtschaftlicher  Geräthe, 
Wagenschmieden,  Giessereien ,  Mühlen,  Sagemühlen, 
Flachsmühlen,  Kühlanlagen,  Knochenmühlen,  Trieur¬ 
betriehe,  Gerbereien,  Seildrereien,  Schmelzwerke,  Mauer- 
und  Dachziegelfabriken,  auf  Betriebe  zum  Heu-,  Korn- 
und  Häckselschneiden,  zum  Kornquetschen  und  Woll- 
waschen,  auf  Kesselfabriken,  Scherhütten,  Mälzereien, 
Brauereien,  Molkereien,  Käsereien  und  Zuckerraffinerien. 

Nothtreppen. 

§.  38.  In  allen  Fabriken  und  Werkstellen,  welche  im  dritten 
oder  vierten  Stock  von  Gebäuden  sich  befinden,  ist 
Vorsorge  zu  treifen  für  das  Vorhandensein  von  einer 
oder  mehreren  Noth  treppen  von  jedem  Stockwerke 
aus.  Diese  Treppen  sind  ausserhalb  des  Gebäudes 
fest  und  sicher  anzubringen.  Sie  sollen  Absätze  oder 
Söller  haben  im  Ausmasse  von  mindestens  sechs  Fuss 
Breite  und  drei  Fuss  Tiefe,  und  von  zumindest  drei  Fuss 
hohem  Eisengeländer  umgeben  sein;  die  Nothtreppen 
haben  zumindest  zwei  Fenster  in  jedem  Stocke  zu  um¬ 
fassen;  leicht  zugängliche  und  unverstellte  Öffnungen 
sollen  von  ihnen  in  das  Innere  führen;  die  Absätze  oder 
Söller  sind  untereinander  durch  eiserne  Stufen  von  zumin¬ 
dest  sechs  Zoll  Tiefe  derart  zu  verbinden,  dass  die  Noth¬ 
treppen  in  einer  entsprechenden  schiefen  Ebene  abfallen, 
beiderseits  mit  gut  befestigtem  Geländer  versehen  sein, 
und  von  der  unteren  Plattform  aus  soll  eine  zwölf  Zoll 
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breite  Falltreppe  zur  Erde  führen.  Doch  genügen  auch 
Nothtreppen  von  anderer  gleich werthiger  Anlage,  falls 
sie  der  Inspector  genehmigt. 

Falls  der  Inspector  die  Nothtreppen  einer  Fabrik 
oder  Werkstelle  nicht  entsprechend  findet,  hat  er  schrift¬ 
lich  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  solche  Noth¬ 
treppen  nach  einem  bestimmten  Plane  oder  Stil  herzu¬ 
stellen  und  am  entsprechenden  Orte  anzubringen  sind; 
sind  dieselben  sodann  nach  zwanzig  Tagen  von  der  Zu¬ 
stellung  dieser  Mittheilung  ab  nicht  angebracht,  so 
unterliegt  der  Unternehmer  einer  Geldstrafe  von  2  £ 
für  jeden  Tag,  an  welchem  er  zulässt,  dass  die  Arbeit 
in  der  Fabrik  oder  Werkstelle  ohne  Vorhandensein  einer 
derartigen  Vorrichtung  fortgeführt  werde. 

Öffnung  der  Thüren. 

§.  39.  *)  Alle  inneren  und  äusseren  Thüren  einer  Fabrik 
oder  WTerkstelle  müssen  sich  nach  aussen  zu  öffnen. 
Die  Thüren  der  Räume,  in  denen  mehr  als  sechs  Per¬ 
sonen  thatsächlich  arbeiten  oder  von  Gängen,  welche 
zu  solchen  Räumen  führen  oder  als  dazu  gehöriger  Ein¬ 
gang  oder  Ausgang  dienen,  dürfen  während  der  Arbeits¬ 
stunden  weder  versperrt,  noch  verriegelt  oder  fest  ver¬ 
schlossen  sein.  Falls  es  der  Inspector  für  nöthig  hält, 
sind  Stiegen  und  Stufen  anzubringen  und  mit  starkem 
Geländer  zu  versehen,  ferner  die  Stufen  mit  Latten  oder 
Kautschukplatten,  Leder  oder  sonstigem  Material,  das 
auf  ihnen  befestigt  wird,  zu  belegen. 


*)  Abgeändert  durch  §.  8  der  Novelle  vom  12.  October 
1896,  Z.  31. 
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Sind  die  Stiegen  nach  Ansicht  des  Inspectors  zu 
steil  oder  zu  gewunden  oder  die  Gänge  nicht  breit  genug, 
um  im  Falle  eines  Brandes  die  Sicherheit  der  Arbeiter 
zu  gewährleisten,  kann  der  Inspector  Auftrag  geben, 
dass  entsprechende  Ausgänge  hergestellt  werden. 

Offenhalten  der  Tliore. 

§.  40.  Während  der  Arbeitszeit  ist  ein  äusseres  Thor  des 
Gebäudes,  in  welchem  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  sich 
befindet,  das  von  den  Arbeitsleuten  beim  Eintritt  in 
das  Gebäude  gewöhnlich  benutzt  werden  soll,  gleich¬ 
wie  die  äussere  Thüre  der  Fabrik  oder  Werkstelle  selbst 
stets  unverschlossen  zu  halten,  so  dass  der  Ein-  und 
Austritt  leicht  erfolgen  kann.  Jeder  Unternehmer,  welcher 
einen  solchen  Eingang  nicht  offen  hält,  so  dass  der  Ein- 
und  Austritt  erschwert  ist,  unterliegt  einer  Geldstrafe 
bis  zu  10  <£. 

Ableitung  von  Staub  u.  dgl. 

§.41.  In  einer  Fabrik  oder  Werkstätte,  wo  Kohlen-  oder  Gas¬ 
bügeleisen  benutzt  werden,  oder  geschliffen,  geglättet 
oder  mit  einer  Scheibe  poliert  oder  sonstwie  Staub 
erzeugt  wird  und  das  Kohlenoxyd  oder  der  Staub 
in  einem  den  Arbeitern  abträglichen  Masse  eingeathmet 
wird,  kann  der  Inspector,  falls  er  der  Meinung  ist,  dass 
diesemÜbelstande  in  namhaftem  Masse  abgeholfen  werden 
könnte,  anordnen,  dass  binnen  angemessener  Frist  eine 
Ventilation,  wie  er  sie  für  die  Entfernung  der  Gase  für 
genügend  hält,  und  eine  Schwinge  oder  eine  andere  zur 
Ableitung  des  Staubes  und  zur  Vermeidung  des  Ein- 
athmens  jener  Materien  geeignete  mechanische  Vorrich- 
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tung  anzubringen  ist.  Falls  diese  Vorrichtungen  nicht 
angebracht,  erhalten  und  benutzt  werden,  gilt  die  Fabrik 
oder  Werkstätte  als  nicht  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes 
gehalten. 

Nass-Spinnen. 

.  42.  Weibliche  Arbeiter  sowie  männliche  unter  achtzehn 
Jahren  dürfen  in  keinem  Theile  einer  Fabrik  oder 
Werkstelle,  worin  nass  gesponnen  wird,  beschäftigt 
werden,  wenn  nicht  genügende  Vorkehrungen  getroifen 
sind  und  aufrecht  erhalten  werden,  um  die  Arbeiter  vor 
dem  Nasswerden  zu  schützen,  und  (falls  heisses  Wasser 
verwendet  wird)  um  das  Eindringen  von  Dampf  in  den 
Arbeitsraum  zu  verhüten. 

Eine  Fabrik  oder  Werkstelle,  worin  den  Bestim¬ 
mungen  dieses  Paragraphen  zuwidergehandelt  wird,  gilt 
als  nicht  in  Gemässheit  dieses  Gesetzes  gehalten. 

Mahlzeiten. 

§.  43.  Weibliche  Arbeiter  sowie  männliche  unter  achtzehn 
Jahren  dürfen  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  nur  an 
halben  Ruhetagen  continuierlich  über  vierundeinhalb 
Stunden  beschäftigt  werden,  ohne  dass  eine  Pause 
von  mindestens  einer  halben  Stunde  zum  Zwecke  einer 
Mahlzeit  eingehalten  würde. 

Mitnahme  von  Esswaren  in  die  Fabrik. 

Weibliche  Arbeiter  sowie  männliche  unter  sech¬ 
zehn  Jahren  dürfen  ihre  Mahlzeiten  in  der  Fabrik  oder 
Werkstelle,  in  welcher  sie  beschäftigt  sind,  in  keinen 
Raum  mitnehmen,  worin  ein  Erzeugungsprocess  oder 
Gewerbe  in  Gang  ist,  bezw.  wo  in  diesem  Betriebe  be- 
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schäftigte  Personen  zur  gleichen  Zeit  ihre  Arbeit  leisten 
oder  während  eines  Theiles  des  Tages  gearbeitet  haben, 
es  sei  denn,  dass  die  betreffende  Fabrik  oder  Werkstelle 
offen  gebaut  ist  und  der  Inspector  bestätigt,  dass  sie 
von  dieser  Vorschrift  gebärend  befreit  wurde. 

Beistellung  von  Speiseräumen. 

45.  Mit  Rücksicht  auf  die  vorangehenden  Bestimmungen 
hat  der  Besitzer  jeder  Fabrik  oder  Werkstelle ,  in 
welcher  mehr  als  sechs  weibliche  Arbeiter  oder  männ¬ 
liche  unter  sechzehn  Jahren  beschäftigt  sind ,  einen 
geeigneten  Raum  im  Betriebe  selbst  oder  in  dessen  Nähe 
beizustellen,  worin  die  erwähnten  Personen  ihre  Mahl¬ 
zeiten  einnehmen  können,  ohne  dass  dadurch  den  Vor¬ 
schriften  dieses  Gesetzes  zuwidergehandelt  würde.  Wenn 
jedoch  der  Inspector  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Zahl 
der  beschäftigten  Personen,  auf  die  Grösse  der  Fabrik 
oder  Werkstelle  oder  auf  die  Art  der  Beschäftigung  der 
Meinung  ist,  dass  ein  Zimmer  oder  ein  geschützter 
Raum,  welcher  gegen  das  Wetter  und  die  Blicke  des 
Publicums  genügenden  Schutz  bietet,  entspricht,  um 
als  Speiseraum  zu  dienen,  kann  er  in  schriftlichem 
Wege  die  Benutzung  des  betreffenden  Raumes  als 
Speiseraum  gestatten. 

Jeder  auf  diese  Weise  in  Benutzung  genommene 
Raum  ist  zur  Zufriedenheit  des  Inspectors  mit  genügen¬ 
den  Sitzgelegenheiten  und  Tischen  zu  versehen,  um  den 
in  der  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigten  jugendlichen 
oder  weiblichen  Personen  zu  ermöglichen,  bei  den  Mahl¬ 
zeiten  entsprechend  bequem  und  sicher  zu  sitzen. 

Falls  ein  Unternehmer  einen  derartigen  Speiseraum 
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nicht  beistellt,  macht  er  sich  einer  Zuwiderhandlung 
gegen  dieses  Gesetz  schuldig. 

Verbot  der  Mahlzeiten  in  Fabriken. 

§.  46.  Der  Statthalter  kann  über  Kronrathsbeschluss  einen 
Erzeugungsprocess ,  ein  Gewerbe  oder  eine  Beschäf¬ 
tigung  als  schädlich  im  Sinne  dieses  Gesetzes  er¬ 
klären.  Wenn  das  der  Fall  ist,  darf  keine  in  einer 
solchen  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigte  Person  jlie 
Mahlzeiten  dort  in  einem  Raum  einnehmen,  wo  zur 
gleichen  Zeit  eine  derartige  Arbeit  geleistet  wird,  oder 
im  Laufe  des  Tages  geleistet  worden  ist. 

Tiincliung  der  Backhäuser. 

§.  47.  Alle  inneren  Wände  der  Räume  eines  Backhauses, 
sowie  deren  Plafonds  oder  inneren  Überdachungen, 
ob  sie  nun  mit  Mörtel  verputzt  sind  oder  nicht,  gleich¬ 
wie  alle  Gänge  und  Stiegenräume  solcher  Backhäuser, 
sind  entweder  mit  Öl  zu  streichen  oder  zu  firnissen  oder 
mit  Kalk  oder  mit  einer  anderen  vom  Inspector  gut¬ 
befundenen  Flüssigkeit  zu  tünchen  oder  zum  Theil  zu 
streichen  oder  zu  firnissen  und  zum  Theil  zu  tünchen; 
falls  sie  mit  Öl  gestrichen  oder  gefirnisst  werden,  sind 
drei  Schichten  Farbstoff  oder  Firniss  aufzutragen ,  und 
derselbe  ist  mindestens  einmal  binnen  sieben  Jahren  zu 
erneuern;  auch  sind  sie  dann  wenigstens  einmal  in  zwölf 
Monaten  mit  heissem  Wasser  und  Seife  zu  waschen; 
wenn  sie  aber  getüncht  sind,  ist  die  Kalktünchung 
wenigstens  einmal  innerhalb  sechs  Monaten  zu  er¬ 
neuern. 

Ein  Backhaus,  worin  diesem  Paragraphen  zuwider 
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gehandelt  wird,  gilt  als  nicht  im  Sinne  dieses  Gesetzes 
gehalten. 

Yerhot  des  Schlafens  in  Backhäusern. 

§.  48.  Eine  mit  einem  Backhause  auf  demselben  Niveau 
befindliche  Baulichkeit  oder  Stelle,  welche  einen  Theil 
desselben  Gebäudes  bildet ,  darf  nicht  als  Schlaf¬ 
raum  benutzt  werden,  es  sei  denn,  dass  dieser  Schlaf¬ 
raum  vom  Backhause  durch  eine  vom  Fussboden  bis  zur 
Decke  reichende  Abtheilung  thatsächlich  getrennt  ist, 
und  ein  verglastes  Aussenfenster  von  mindestens  neun 
Quadratfuss  Flächenraum  besitzt,  wovon  mindestens  vier- 
undhalb  zum  Zwecke  der  Ventilation  geöffnet  werden 
können. 

Strafsatz. 

§.  49.  Wer  einen  Raum  im  Gegensätze  zu  den  Bestimmungen 
des  vorangehenden  Paragraphen  benutzt  oder  dessen 
gesetzwidrige  Benutzung  wissentlich  gestattet,  unter¬ 
liegt  einer  Strafe  bis  zu  1  £  im  ersten  und  bis  zu 
5  £  in  jedem  folgenden  Falle. 

Verbot  der  Benutzung  von  Gebäuden  als  Backhäuser. 

§.  50.  Ein  Zimmer  oder  Raum  darf  als  Backhaus  weder  ver- 
miethet  werden,  noch  darf  man  seine  Benutzung  als 
solches  gestatten  oder  es  selbst  zu  solchem  Zwecke  be¬ 
nutzen,  wenn  nicht  folgenden  Bestimmungen  Genüge 
geleistet  ist: 

I.  Spülclosette,  Abtritte,  Pissoirs  oder  Asche-  und 
Mistablagen  dürfen  in  dem  Backhause  selbst  weder 
vorhanden,  noch  damit  in  directer  Verbindung  sein; 

II.  Wasser cisternen  für  das  Backhaus  dürfen 
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nicht  zugleich  Wasser  an  ein  Spülcloset  liefern  und 
müssen  von  einer  diesem  Zwecke  dienenden  Cisterne 
getrennt  sein; 

III.  Röhren  oder  Pipen,  welche  zur  Entfernung 
von  Fäkalien  oder  Abfallwasser  dienen,  dürfen  inner¬ 
halb  des  Backhauses  keine  Öffnung  haben. 

Wer  ein  Zimmer  oder  einen  Raum  als  Backhaus  ver¬ 
mietet,  gestattet,  es  hiezu  zu  benutzen  oder  es  selbst  als 
solches  benutzt,  ohne  dass  den  Bestimmungen  dieses  Para¬ 
graphen  Rechnung  getragen  wäre,  unterliegt  einer  Geld¬ 
strafe  bis  zu  2  J  und  einer  weiteren  Geldstrafe  bis  zu 
10  sh.  für  jeden  einzelnen  Tag,  an  welchem  das  be¬ 
treffende  Zimmer  oder  der  Raum  nach  einer  Verurthei- 
lung  auf  Grund  dieses  Paragraphen  noch  in  jener  Weise 
benutzt  wird. 

Weitere  Strafsätze. 

§.51.  Wenn  im  Grunde  einer  Strafverfolgung  des  Inspec¬ 
tors  das  Gericht  der  Überzeugung  ist ,  dass  ein 
Zimmer  oder  Raum,  das  als  Backhaus  benutzt  wurde 
(gleichviel  ob  es  bereits  vor  Beginn  der  Wirksamkeit 
dieses  Gesetzes  in  Benutzung  stand  oder  nicht),  sich  in 
solchem  Zustande  befindet,  dass  es  aus  sanitären  Gründen 
zur  Benützung  als  Backhaus  ungeeignet  ist,  unterliegt 
der  Besitzer  dieses  Betriebes  einer  Geldstrafe  bis  zu 
2  £  und  bei  einer  zweiten  Yerurtheilung  sowie  bei 
jeder  folgenden  einer  solchen  bis  zu  5  £, 

Inspicierung  der  für  Hammelscherer  beigestellten  Bau¬ 
lichkeiten. 

§.  52.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  §.  3  stehen  dem 
Fabriksinspector  alle  ihm  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
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zugewiesenen  Rechte  und  Befugnisse  auch  rücksicht¬ 
lich  jeder  Scherstelle  zu ,  worin  vier  oder  mehr 
Personen  beschäftigt  sind ,  sowie  rücksichtlich  jeder 
Baulichkeit,  welche  für  Hammelscherer  beigestellt  oder 
zu  diesem  Zwecke  erbaut  ist.  Diese  Rechte  und  Be¬ 
fugnisse  sind  jedoch  auf  die  nothwendige  Besichtigung 
der  für  die  Gesundheit  und  Bequemlichkeit  der  Hammel¬ 
scherer  geschaffenen  Vorrichtungen  beschränkt. 

Der  Inspector  hat  sich  in  keiner  Weise  zu  küm¬ 
mern  um  Arbeitsstunden,  Ruhetage  oder  Löhne  der  er¬ 
wachsenen  Hammelscherer,  allein  er  soll  sich  wenigstens 
einmal  im  Jahre  überzeugen,  dass  ihre  Wohn-  und  Ar¬ 
beitsplätze  in  einem  reinlichen  und  entsprechenden  Zu¬ 
stande  für  die  Aufnahme  von  Arbeitern  und  die  noth- 
wendigen  Vorrichtungen  vorgesehen  sind.  Sollten  nach 
Anschauung  des  Inspectors  solche  geeignete  und  noth¬ 
wendige  Vorrichtungen  nicht  vorhanden  sein,  hat  er  den 
Unternehmer  zu  beauftragen,  dieselben  herzustellen,  zu 
verbessern  oder  zu  erweitern;  hierüber  hat  der  In¬ 
spector  die  nöthige  detaillierte  Verfügung  schriftlich  zu 
ertheilen.  *) 

Kommt  ein  Unternehmer  einem  solchen  schrift¬ 
lichen  Aufträge,  der  ihm  vom  Inspector  persönlich  oder 
im  Wege  der  Post  zukam,  nicht  nach,  so  Übertritt  er 
dieses  Gesetz  und  unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu 
5  £  für  jeden  einzelnen  Tag,  an  welchem  diese  Nicht¬ 
befolgung  andauert. 


*)  Abgeändert  durch 
tober  1896,  Z.  31. 
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5.  Alter  der  Arbeiter. 

Bedeutung-  des  Wortes  „beschäftigt“  in  Hinsicht  auf 
weibliche  und  auf  jugendliche  männliche  Arbeiter. 

§.  53.  Sofern  dieses  Gesetz  nicht  ausdrücklich  etwas  anderes 
bestimmt,  gilt  als  „beschäftigt“  im  Sinne  desselben 
jede  weibliche  Person ,  sowie  jede  männliche  unter 
achtzehn  Jahren,  falls  sie,  gleichviel  ob  für  oder  ohne 
Lohn,  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  arbeitet,  sei  es 
in  einem  Erzeugungsprocess  oder  Handwerk,  zur  Rei¬ 
nigung  eines  Theiles  der  Fabrik  oder  Werkstelle, 
welcher  für  Erzeugungszwecke  oder  einem  Handwerke 
dient,  zur  Reinigung  oder  zum  Ölen  von  Maschinen- 
t heilen,  sei  es  in  irgendeiner  Arbeit,  welche  mit  dem 
Erzeugungsprocess  oder  Handwerk  in  Beziehung  oder 
damit  verbunden  ist  oder  mit  der  erzeugten  Ware  in 
Verbindung  steht,  oder  sonstwie  den  Gegenstand  eines 
Erzeugungsprocesses  oder  Handwerkes  bildet. 

Für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes  wird  angenommen, 
dass  ein  Lehrling  gegen  Lohn  arbeitet. 

Verbot  der  Beschäftigung;  Nachtarbeit  und  Maximal- 

arbeitszeit  von  Knaben  und  Arbeiterinnen. 

§.  54.  Personen  bis  zu  dem  in  Beilage  III  dieses  Gesetzes  an¬ 
gegebenen  Alter  dürfen  in  den  dort  bezeichneten  Fa¬ 
briken  oder  Werkstellen  oder  in  Theilen  solcher  nicht 
beschäftigt  werden. 

Eine  Kundmachung  dieses  Verbotes  ist  in  allen 
Fabriken  und  Werkstellen,  auf  welche  es  Bezug  hat, 
zu  affichieren. 

In  keiner  Werkstelle  oder  Fabrik  darf  ein  Knabe 
unter  sechzehn  Jahren,  sowie  eine  Frauensperson  oder 


ein  Mädchen  mehr  als  achtundvierzig  Stunden  in  der 
Woche  oder  zwischen  sechs  Uhr  abends  und  dreiviertel 
acht  Uhr  morgens  beschäftigt  werden. 

Eine  Frauensperson  darf  während  der  auf  ihre 
Entbindung  unmittelbar  folgenden  vier  Wochen  in  keiner 
Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  werden. 

Strafsätze;  Überstunden  und  Minimallöhne  dafür. 

§.  55.  Wenn  ein  Unternehmer  gegen  die  Bestimmungen  des 
§.  54  handelt,  unterliegt  er  für  jede  einzelne  Über¬ 
tretung  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  J5,  es  sei  denn, 
dass  keine  in  der  Fabrik  oder  Werkstelle  ver¬ 
wendete  Person  mehr  Überzeit  als  drei  Stunden  im 
Tage  geleistet  hat  und  auch  das  nicht  öfter  als  an 
achtundzwanzig  Tagen  im  Jahre ,  und  dass  der  In¬ 
spector  schriftlich  seine  Zustimmung  zu  dieser  Über¬ 
arbeit  gab. 

Keine  solche  Person  darf  indes  an  mehr  als  zwei 
auf  einander  folgenden  Tagen  Überstunden  leisten ;  die 
Überstunden  sind  nach  einem  vereinbarten,  den  ge¬ 
wöhnlichen  Lohn  übersteigenden  Satze  zu  bezahlen, 
welcher  in  keinem  Falle  für  jedwede  Person  weniger 
als  sechs  Pence  (—  30  Kr.)  die  Stunde  betragen  darf. 
Der  Unternehmer  hat  den  Inspector  schriftlich  um  die 
Bewilligung  zur  Überarbeit  zu  ersuchen  und  ihm  eine 
genügende  Frist  zu  lassen,  um  eine  schriftliche  Er¬ 
laubnis  auszustellen  oder  die  Überarbeit  zu  verbieten, 
falls  er  sie  als  gefährlich  oder  nachtheilig  für  die  Ge¬ 
sundheit  der  verwendeten  Personen  erkennt.  Die  schrift¬ 
liche  Erlaubnis  ist  während  der  Überzeitstunden  durch 
den  Unternehmer  an  einer  ersichtlichen  Wandstelle  der 
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Fabrik  oder  Werkstelle,  in  welcher  die  Überarbeit  ge¬ 
leistet  wird,  anzubringen.  Der  Inspector  darf  die  Be¬ 
willigung  zur  Überarbeit  an  halben  Ruhetagen  nicht 
für  mehr  als  fünf  halbe  Ruhetage  im  Jahre  gewähren. 

Der  Inspector  hat  eine  Liste  der  Namen  aller 
weiblichen  und  männlichen  jugendlichen  Arbeiter  zu 
führen,  für  welche  die  Erlaubnis,  Überzeit  zu  arbeiten, 
gewährt  wurde,  und  er  hat  zu  jedem  einzelnen  Namen 
die  Stunden  einzuzeichnen,  welche  die  betreffende  Person 
über  Zeit  gearbeitet  hat,  derart,  dass  in  keinem  Falle 
eine  Überschreitung  der  gestatteten  Überzeit  erfolge. 
Der  Inspector  kann  weiblichen  Arbeitern  oder  männ¬ 
lichen  unter  sechzehn  Jahren  die  Erlaubnis  ertheilen, 
in  den  Sommermonaten  die  Arbeit  in  Fabriken  oder 
Werkstellen  um  sieben  Uhr  morgens  zu  beginnen, 
doch  müssen  im  Falle  einer  solchen  Bewilligung  und 
ihres  Gebrauches  alle  in  dieser  Fabrik  oder  Werkstelle 
beschäftigten  weiblichen  und  jugendlichen  Personen  in 
gleicher  Weise  zu  jener  Stunde  die  Arbeit  beginnen, 
so  dass  sie  alle  auch  zu  derselben  Stunde  die  Fabrik 
oder  Werkstelle  verlassen. 

Verbot  der  Beschäftigung  von  Kindern. 

56.  Kinder  dürfen  in  Fabriken  oder  Werkstellen  nicht  be¬ 
schäftigt  werden,  ausgenommen  in  kleinen  Fabriken, 
wo  nicht  mehr  als  drei  Personen  beschäftigt  sind,  und 
auch  das  nur  in  besonderen  Fällen  bei  Bewilligung  des 
Inspectors.  *) 

*)  Das  Fabriksgesetz  von  Victoria  aus  1890  verbietet 
im  §.  31  die  Verwendung  von  Kindern  (d.  i.  von  solchen 
unter  13  Jahren)  in  Fabriken  schlechthin. 
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Beschränkung-  der  Bescliäftig-ung  Ton  Personen  unter 
sechzehn  Jahren. 

§.57.  Eine  Person  unter  sechzehn  Jahren  darf  in  keiner 
Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  werden ,  bevor 
der  Inspector  sich  überzeugt  hat,  dass  dieselbe  die 
vierte  öffentliche  Schulklasse  beendet  hat ,  wie  dies 
in  dem  Gesetze  über  die  Erziehung  vom  Jahre  1877 
oder  in  den  darauf  beruhenden  Vorschriften  festgestellt 
ist,  oder  dass  sie  eine  dem  gleichkommende  Prüfung 
abgelegt  hat. 

Dieser  Paragraph  findet  keine  Anwendung  auf 
Personen,  welche  erst  nach  Vollendung  ihres  dreizehnten 
Lebensjahres  in  die  Colonie  gekommen  sind  oder  bei 
Beginn  der  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes  bereits  in 
einem  Unternehmen  beschäftigt  waren,  das  als  Fabrik 
oder  Werkstelle  im  Sinne  dieses  Gesetzes  gilt. 

Auch  gilt  dieser  Paragraph  nicht  für  Personen, 
welche  auf  eine  grössere  Entfernung  als  drei  Meilen 
von  einer  Schule  gelebt  haben  und  aus  diesem  Grunde 
nach  Ansicht  des  Inspectors  keine  geeignete  Gelegen¬ 
heit  hatten,  den  Vorschriften  dieses  Paragraphen  Genüge 
zu  leisten. 

Certificate  für  Personen  unter  sechzehn  Jahren. 

§.58.  Eine  Person  unter  sechzehn  Jahren  darf  in  keiner 
Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  werden,  insolange 
nicht  der  Unternehmer  ein  in  der  vorgeschriebenen 
Form  abgefasstes  Tauglichkeitscertificat  über  die  Eig¬ 
nung  solcher  Personen  zur  Verwendung  in  dieser  Fabrik 
oder  Werkstelle  erhalten  hat. 

Ein  derartiges  Tauglichkeitscertificat  kann  von 
dem  für  den  betreffenden  Bezirk  bestellten  Inspector 
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ausgestellt  werden  und  gilt  als  Beweis  dafür,  dass  er 
durch  die  Vorlage  des  Geburtsdocumentes  oder  anderer 
genügender  Beweismittel  der  Überzeugung  war,  dass 
die  in  dem  Tauglichkeitscertificate  erwähnte  Person 
thatsächlich  das  darin  bezeichnete  Alter  hat  und  für 
die  Beschäftigung  tauglich  ist. 

Geltungsgebiet  des  Certiflcates;  Nachweis  des  Geburts¬ 
datums. 

§.  59.  Der  Inspector  kann  das  Tauglichkeitscertificat  für 
alle  Fabriken  oder  Werkstellen  desselben  Gewerbes  in 
seinem  Bezirke ,  oder  für  eine  Anzahl  solcher  Be¬ 
triebe  ausstellen,  wenn  er  der  Meinung  ist,  dass  er 
die  Erlaubnis  zur  Verwendung  in  denselben  ehrlich 
ertheilen  kann. 

Das  Geburtsdocument,  welches  dem  Inspector  hie¬ 
bei  vorzuweisen  ist,  ist  entweder  ein  beglaubigter  Aus¬ 
zug  aus  den  Matriken  (Gesetz  über  die  Geburts-  und 
Todesmatriken  aus  dem  Jahre  1875)  über  die  Geburt 
der  Person,  und  zwar  soll  ein  derartiger  Auszug  durch 
den  Matrikenführer  unentgeltlich  ausgestellt  werden, 
oder  eine  eidesstättige  Erklärung  einer  urteilsfähigen 
Person  über  das  Alter  der  Person,  für  welche  dieses 
Tauglichkeitscertificat  angestrebt  wird. 

Vorweisung  des  Certiflcates. 

§.60,  Der  Unternehmer  hat  dem  Inspector  in  der  Fabrik 
oder  Werkstelle,  worin  eine  Person  unter  sechzehn 
Jahren  beschäftigt  ist,  das  Tauglichkeitscertificat  dieser 
Person ,  welches  er  gemäss  diesem  Gesetze  besitzen 
.muss,  über  Verlangen  vorzu weisen. 
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Setzermädchen. 

§.61.  Mädchen  unter  fünfzehn  Jahren  dürfen  in  einer  Druckerei 
nicht  als  Setzerinnen  verwendet  werden,  es  sei  denn, 
dass  ein  Mädchen  bei  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  bereits  als  Setzerin  in  einer  Druckerei  in 
Verwendung  war. 

Abzüge  vom  Lohne  weiblicher  und  jugendlicher  Ar¬ 
beiter. 

§.  62.  Wenn  eine  Arbeiterin  oder  ein  Arbeiter  unter  achtzehn 
Jahren  von  der  Arbeit  ausbleibt  oder  diese  verlässt, 
dürfen  aus  diesem  Titel  Abzüge  vom  Lohne  oder  Ein¬ 
reden  wider  Lohnforderungen  sowie  Abzüge  von  son¬ 
stigen  auf  Grund  früherer  Arbeit  geschuldeten  Beträgen 
nur  bis  zur  Höhe  des  Schadens  geltend  gemacht  werden, 
welcher,  wenn  ein  solcher  überhaupt  stattfand,  dem 
Unternehmer  durch  das  Ausbleiben  oder  das  Verlassen 
der  Arbeit  erwachsen  ist. 

6.  Ruhetage. 

Gestattete  Ruhetage. 

§.  63.  Der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  hat,  ausge¬ 
nommen  in  den  in  diesem  Gesetze  bezeichneten  Fällen, 
den  in  seinem  Betriebe  beschäftigten  weiblichen  sowie 
den  männlichen  Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  fol¬ 
gende  Ruhetage  frei  zu  geben: 

1.  Weihnachtstag,  Neujahrstag,  Charfreitag,  Oster¬ 
montag,  Geburtstag  des  Herrschers; 

Samstage. 

2.  Jeden  Samstag  Nachmittag  von  ein  Uhr  Mittag 
an;  jedoch  kann  der  Rath  oder  Magistrat  einer  Stadt, 
eines  Fleckens  oder  Stadtbezirkes,  wo  das  Einstellen 
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der  Arbeit  am  Samstage  in  der  angegebenen  Art  sich 
als  unzukömmlich  erweisen  sollte,  durch  eine  besondere 
Kundmachung  einen  anderen  Arbeitstag  der  Woche  be¬ 
stimmen,  an  welchem  die  betreffenden  weiblichen  und 
sonstigen  Arbeiter  unter  achtzehn  Jahren  von  ein  Uhr 
Mittag  an  zu  feiern  haben;  diese  Kundmachung  kann 
auch  verschiedene  Arbeitstage  der  Woche  festsetzen, 
an  welchen  verschiedene  Klassen  oder  Abtheilungen 
von  Arbeitern  der  erwähnten  Kategorien  von  ein  Uhr 
mittags  ab  zu  feiern  haben.  Mit  dem  Inkrafttreten 
dieser  besonderen  Kundmachung  tritt  auch  dieses  Ge¬ 
setz  allen  durch  die  erwähnte  Kundmachung  berührten 
Personen  gegenüber  in  der  Weise  in  Kraft,  als  wenn 
die  dort  festgesetzten  Wochentage  in  diesem  Gesetze 
selbst  an  Stelle  des  Wortes  „Samstag“  angeführt  wären. 

Andere  halbe  Ruhetage. 

Falls  ein  anderer  Tag  als  der  Samstag  dafür  fest¬ 
gesetzt  wird,  dass  Kaufläden  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  Jahre  1894  „über  Kaufläden  und  Handelsgehilfen“ 
geschlossen  zu  halten  sind*),  ist  jeder  Kaufmann,  welcher 
in  Verbindung  mit  seinem  Kaufladen  eine  Fabrik  be¬ 
treibt,  berechtigt,  als  halben  Ruhetag  im  Sinne  des  er¬ 
wähnten  Gesetzes  den  Nachmittag  jenes  Tages  festzu¬ 
setzen,  an  welchem  er  auf  Grund  dieses  vorliegenden 
Gesetzes  verhalten  ist,  den  weiblichen  und  sonstigen 
Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  einen  halben  Ruhetag 
zu  geben  oder  aber  den  Samstag  Nachmittag  hiefür 

*)  Es  handelt  sich  um  den  Ladenschluss  an  einem  Tag 
der  Woche  um  ein  Uhr  mittags  (§.  3,  Abs.  1  des  citierten 
Gesetzes  und  §.7  der  Novelle  vom  1.  November  1895,  Z.  59). 
Vgl.  S.  6  fg.  des  Vorwortes  sowie  das  Nachwort,  S.  82. 
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festzusetzen,  worüber  er  dem  Inspector  die  Anzeige  zu 
erstatten  und  von  ihm  eine  Bestätigung  darüber  zu  er¬ 
langen  hat,  dass  seine  Fabrik  unter  diesen  vorliegenden 
Paragraphen  fällt. 

Feiertagsarbeit  weiblicher  und  jugendlicher  Arbeiter 
in  Druckereien. 

3.  Dieses  Gesetz  soll  nicht  derart  ausgelegt  werden, 
dass  es 

a)  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen,  ferner  von 
Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  in  Druckereien 
zur  Herstellung  von  Abendblättern  an  Samstagen 
oder  an  einem  anderen  halben  Kuhetage  bis  ein¬ 
schliesslich  halb  fünf  Uhr  nachmittags  verhindere 
oder  verwehre,  dass  weiblichen  Setzern  anstatt 
des  Ostermontags  und  des  Geburtstags  des  Herr¬ 
schers  zwei  andere  Tage  freigegeben  werden; 

Beschäftigung  von  Knaben  an  Feiertagen. 

b)  die  Beschäftigung  von  Knaben  bei  der  Heraus¬ 
gabe  oder  Ablieferung  von  Zeitungen  an  Sams¬ 
tagen  oder  an  Feiertagen  nach  ein  Uhr  behindere: 

c)  verhindere,  dass  in  Fabriken  zur  Erzeugung  von 
Fischconserven  oder  von  eingesottenem  Obst  wäh¬ 
rend  der  Saison  in  der  Dauer  von  acht  Wochen 
irgendeine  Person  am  Samstage  oder  an  einem 
anderen  halben  Ruhetage  beschäftigt  werde. 

Löhne  für  Feiertagsarbeit. 

Der  Unternehmer  hat  jeden  von  ihm  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstelle  gegen  Lohn  beschäftigten  weib¬ 
lichen  oder  sonstigen  vorerwähnten  Arbeiter  für  jeden 
solchen  Feiertag  oder  halben  Ruhetag  nach  Massgabe 
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des  gewöhnlichen  Lohnsatzes  wie  an  gewöhnlichen  Ar¬ 
beitstagen  zu  entlohnen;  die  Bezahlung  für  einen  solchen 
Feiertag  oder  halben  Buhetag  ist  an  dem  ersten  darauf 
folgenden  gewöhnlichen  Zahltag  zu  leisten. 

Im  Sinne  dieses  Paragraphen  ist  jede  Person 
als  Arbeiter  aufzufassen,  welche  Zeitlohn  bezieht,  sei 
dies  Monats-,  Wochen-,  Tag-  oder  Stundenlohn,  und 
welche  an  zwanzig  Tagen  vor  dem  Feiertage  beschäf¬ 
tigt  war,  ob  nun  diese  zwanzig  Tage  unmittelbar 
auf  einander  gefolgt  sind  oder  nicht,  oder  im  Falle 
eines  halben  Ruhetages,  wenn  sie  an  fünf  Tagen  vor 
demselben  beschäftigt  war,  gleichviel  ob  an  fünf  un¬ 
mittelbar  auf  einander  folgenden  Tagen  oder  mit  Unter¬ 
brechungen.*) 

*)  Die  Novellen  aus  1896  treffen  für  Victoria  die  nach¬ 
stehenden  Bestimmungen  rücksichtlich  der  Minimallöhne. 

Fabriksgesetznovelle  vom  28.  Juli  1896,  Z.  1445. 

§.  15.  Zur  Festsetzung  der  niedersten  Preise  oder 
Lohnsätze,  welche  einer  Person  zu  zahlen  sind  zur  gänz¬ 
lichen  oder  theilweisen  Zurichtung  oder  Verfertigung 
irgendwelcher  besonderer  Kleidungsstücke  oder  Bekleidungs¬ 
artikel  überhaupt,  oder  Möbel,  oder  für  die  Brotbereitung 
oder  Brotbackung,  sei  es  innerhalb  wie  ausserhalb  einer 
Fabrik  oder  Werkstelle,  kann  der  Statthalter,  wenn  er 
es  für  entsprechend  findet,  im  Kronrathe  eine  besondere 
Commission  bestellen.  Diese  wird  aus  mindestens  vier 
und  höchstens  zehn  Mitgliedern  bestehen ,  deren  Wahl 
durch  Verordnung  zu  regeln  ist,  sowie  aus  einem  Obmann. 
Der  Statthalter  kann  jedes  Mitglied  der  Specialcommission 
entheben  und  eine  auf  die  vorgesehene  Art  gewählte  Person 
zur  Ausfüllung  einer  in  einer  solchen  Specialcommission 
entstehenden  Lücke  in  derselben  Weise  einsetzen,  wie  bei 
der  ursprünglichen  Bestellung.  Bei  der  Festsetzung  solcher 
Mindestpreise  oder  Lohnsätze  hat  die  Specialcommission  die 
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II.  Th  eil. 

Allgemeine  Vorschriften. 

1.  Übertretungen  und  Strafen. 

Das  Strafverfahren. 

§.  64.  Vorbehaltlich  des  im  Nachstehenden  bezeichneten 
Appellationsrechtes  haben  alle  Verfahren  inbezug  auf 
Strafen,  Aufträge  oder  sonstige  Massnahmen  auf  Grund 

Natur,  Art  und  Gattung  der  Arbeit,  sowie  die  Art,  in 
welcher  sie  auszuführen  ist,  und  jeden  weiteren  Umstand, 
der  ihr  vorgeschrieben  werden  sollte,  in  Erwägung  zu  ziehen. 

Die  Hälfte  dieser  Commissionsmitglieder  soll  als  Ver¬ 
treter  der  Besitzer  der  Fabriken  und  Werkstellen,  in  welchen 
solche  Artikel  zugerichtet  oder  verfertigt  werden,  und  die 
Hälfte  als  Vertreter  von  Personen,  welche  zur  gänzlichen 
oder  theilweisen  Zurichtung  oder  Verfertigung  solcher 
Artikel  verwendet  werden,  bestellt  werden.  Die  Commissions¬ 
mitglieder  haben  binnen  vierzehn  Tagen  nach  ihrer  Be¬ 
stellung  schriftlich  eine  Person  (welche  nicht  der  Com¬ 
mission  angehört)  als  Obmann  in  Vorschlag  zu  bringen, 
und  diese  Person  ist  vom  Statthalter  auf  Grund  Kronraths- 
beschlusses  zu  diesem  Amte  zu  bestellen.  Wenn  der  Mi¬ 
nister  einen  solchen  Vorschlag  nicht  binnen  vierzehn  Tagen 
nach  der  Bestellung  der  Commissionsmitglieder  erhält,  hat 
der  Statthalter  den  Obmann  über  Empfehlung  des  Ministers 
im  Kronrathe  zu  ernennen. 

Alle  Rechte  einer  derartigen  Specialcommission  werden 
durch  einfache  Majorität  ausgeübt. 

Bezüglich  der  Artikel,  hinsichtlich  welcher  eine  der¬ 
artige  Specialcommission  bestellt  ist,  hat  sie  die  Mindest¬ 
preise  oder  -Lohnsätze  festzusetzen,  welche  für  die  gänz¬ 
liche  oder  theilweise  Zurichtung  oder  Verfertigung  solcher 
durch  die  Commission  zu  specialisierender  Artikel  zu  zahlen 
sind.  Eine  getreue  Copie  der  Schlussfassung  der  Special- 
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dieses  Gesetzes  lediglich  vor  einer  einzelnen,  besoldeten 
Amtsperson  stattzufinden  und  sind  von  ihr  zu  regeln. 

Strafen  für  Übertretungen,  wenn  nicht  besondere  Straf¬ 
sätze  festgesetzt  sind. 

§.  65.  Wenn  eine  Fabrik  oder  Werkstelle  nicht  in  Gemäss* 
heit  dieses  Gesetzes  gehalten  ist ,  oder  in  ihr  eine 

commission  über  die  Mindestpreise  oder  -Löhne,  ist,  in 
leserlichen  lateinischen  Lettern  gedruckt,  gemalt  oder  sonst¬ 
wie  angebracht,  an  einer  auffälligen  Stelle  beim  Eingang 
jeglicher  Fabrik  oder  Werkstelle,  auf  welche  sich  der  Be¬ 
schluss  der  Specialcommission  bezieht,  oder  in  der  Nähe 
ihres  Einganges  so  anzubringen,  dass  sie  von  den  dort  be¬ 
schäftigten  Personen  leicht  gelesen  werden  kann.  Eine 
getreue  Copie  solcher  Beschlüsse  ist  jedem  einzuhändigen, 
der  zur  Zeit,  da  ein  derartiger  Beschluss  in  Kraft  steht, 
Artikel  der  betreffenden  Art  ausserhalb  der  Fabrik  oder 
Werkstelle  zurichtet  oder  verfertigt,  und  zwar  ist  sie  ihr 
durch  die  Person  einzuhändigen,  welche,  sei  es  direct,  sei 
es  indirect,  Material  ausgibt  oder  die  Ermächtigung  oder 
Erlaubnis  ertheilt,  dass  es  für  die  Zwecke  der  Zurichtung 
oder  Verfertigung  ausserhalb  der  Fabrik  oder  Werkstelle 
ausgegeben  werde. 

Die  betreffenden  Preise  oder  Lohnsätze  sind  für  Ar¬ 
beiten  ausserhalb  der  Fabrik  oder  Werkstelle  lediglich  nach 
dem  Stück  festzusetzen;  für  Arbeiten  innerhalb  einer  Fabrik 
oder  Werkstelle  können  sie  nach  dem  Stück-  oder  nachdem 
Zeitlöhne  oder  auf  beide  Arten  festgesetzt  werden,  je  nach 
dem  Ermessen  der  Specialcommission.  Über  Wunsch  eines 
Besitzers  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  hat  die  Commission 
für  jede  Arbeit  an  einer  in  seinem  Betriebe  verwendeten 
Maschine  einen  Zeitlohn  festzusetzen. 

Die  von  einer  Specialcommission  festgesetzten  Preis¬ 
oder  Lohnsätze  treten  an  dem  von  der  Commission  be¬ 
stimmten  Tage,  jedoch  nicht  vor  Ablauf  von  vierzehn  Tagen 
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Übertretung  einer  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
erfolgt,  soll  ihr  Besitzer,  wenn  in  diesem  Gesetze  keine 

in  Kraft  und  bleiben  in  Kraft,  bis  er  durch  den  Beschluss 
einer  Specialcommission  abgeändert  wird.*) 

Wenn  die  Specialcommission  im  Sinne  dieses  Para¬ 
graphen  Preise  oder  Lohnsätze  festsetzt,  hat  sie  auch  die 
Zahl  oder  Verhältniszahl  von  Lehrlingen  und  jugendlichen 
Arbeitern  unter  achtzehn  Jahren  zu  bestimmen,  welche 
innerhalb  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  werden 
dürfen,  sowie  den  mindesten  Preis-  oder  Lohnsatz  für  die 
Arbeit  solcher  Lehrlinge  und  jugendlicher  Arbeiter,  wenn 
sie  gänzlich  oder  theilweise  Artikel  zurichten  oder  ver¬ 
fertigen,  inbezug  auf  welche  die  Specialcommission  einen 
Beschluss  auf  Grund  dieses  Paragraphen  gefasst  hat. 

Wo  immer  durch  eine  Specialcommission  ein  Preis¬ 
oder  Lohnsatz  für  die  gänzliche  oder  theilweise  Zurich¬ 
tung  oder  Verfertigung  der  genannten  Artikel  festgesetzt 
wurde  und  in  Kraft  steht,  sind  für  deren  Nichtbeachtung 
folgende  Bestimmungen  getroffen :  Jede  Person,  welche  (sei 
es  direct  oder  indirect  oder  unter  irgend  einem  Vorwände 
oder  in  irgend  einer  Absicht)  eine  Person  als  Lehrling  oder 
jugendlichen  Arbeiter  zur  Zurichtung  oder  Verfertigung 
eines  solchen  Artikels  zu  einem  geringeren  Preise  oder 
Lohnsatz  oder  Stücksatz,  als  festgesetzt  wurde,  verwendet 
oder  dessen  Verwendung  gestattet  —  oder  wer  Lehrlinge 
oder  jugendliche  Arbeiter  über  die  Zahl  oder  Verhältniszahl 
hinaus  beschäftigt,  welche  gemäss  diesem  Paragraphen  fest¬ 
gesetzt  wurde  —  oder  wer  der  Übertretung  einer  der  Be¬ 
stimmungen  dieses  Paragraphen  schuldig  ist  —  ist  der 
Verletzung  dieses  Gesetzes  schuldig  und  nach  Überführung 
für  die  erste  Übertretung  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  £. 
für  die  zweite  Übertretung  mit  einer  Strafe  zwischen 
5  und  25  £  und  für  jede  dritte  und  weitere  Übertretung  mit 
einer  Geldstrafe  zwischen  50  und  100  £  zu  belegen;  und 
die  Registrierung  der  Fabrik  oder  Werkstelle  einer  Person. 

*)  Abgeändert  durch  §.6  der  Novelle  vom  24.  December  1896,  Z.  1476. 
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andere  Strafe  hiefür  festgesetzt  ist,  einer  Geldstrafe  bis 
zu  10  jg,  sowie  einer  weiteren  Strafe  bis  zu  1  ^  für 
jeden  einzelnen  Tag  unterliegen,  an  welchem  eine  solche 
Übertretung  stattfindet,  nachdem  an  die  betreffende  Fabrik 


welche  auf  Grund  dieses  Paragraphen  wegen  einer  dritten 
Übertretung  verurtheilt  wurde,  ist  ohne  jede  weitere  Er¬ 
mächtigung  als  diesen  Paragraph  durch  den  Oentral-In- 
spector  fernerhin  zu  untersagen.*) 

In  diesem  Paragraph  schliesst  die  Bezeichnung  „Klei¬ 
dungsstücke  oder  Bekleidungsartikel  überhaupt“  in  sich 
Stiefel  und  Schuhe. 

Die  Schlussfassung  einer  derartigen  Specialcommission 
soll  von  ihrem  Obmann  unterschrieben  und  in  der  „Govern¬ 
ment  Gazette“  veröffentlicht  werden  und  Bezug  haben  auf 
jede  Stadt  und  auch  auf  jeden  Flecken  oder  Landdistrict 
oder  Districttheil,  auf  welche  der  Statthalter  im  Kronrathe 
den  Beschluss  ausdrücklich  erstreckt  und  für  welche  er  ihn 
in  der  „Government  Gazette“  verlautbart. 

Im  Falle  der  Unterlassung  oder  Vernachlässigung  der 
Wahl  einer  genügenden  Anzahl  von  Personen  zu  Mitglie¬ 
dern  einer  Specialcommission  hat  der  Statthalter  im  Kron¬ 
rathe  eine  entsprechende  Anzahl  von  Personen  als  Vertreter 
der  Besitzer  von  Fabriken  oder  Werkstätten  oder  der  Ar¬ 
beiter,  je  nach  dem  Bedürfnis,  zu  bestellen.  Die  also  be¬ 
stellten  Personen  sind  für  alle  Zwecke  den  von  den  be¬ 
züglichen  Unternehmern  oder  Arbeitnehmern  (jenachdem) 
gewählten  Personen  gleichgestellt,  und  jede  Befugnis  eines  ge¬ 
wählten  Mitgliedes  soll  auch  jedem  auf  die  vorbezeichnete 
Art  ernannten  Mitgliede  zustehen. 

Die  Vorweisung  eines  Exemplars  der  „Government 
Gazette“,  worin  der  Beschluss  einer  Specialcommission  ent¬ 
halten  ist,  vor  Gericht  hat  Beweiskraft  darüber,  dass  diese 
Schlussfassung  gehörig  zustande  kam  und  aufrechtsteht, 

*)  Diese  Bestimmung  entspricht  der  Entziehung  des  Gewerbe¬ 
scheines. 
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oder  Werkstelle  der  Bescheid  des  Inspectors  gelangt  ist, 
worin  der  Besitzer  darauf  aufmerksam  gemacht  wurde, 


sowie  dass  die  bezügliche  Commission  rechtskräftig  bestellt 
wurde  und  alle  vorläufigen  Schritte,  welche  zur  Fassung 
eines  solchen  Beschlusses  nothwendig  sind,  rechtskräftig  er¬ 
folgten.*)  — 

Die  Novelle  vom  24.  December  1896,  Z.  1476, 
trifft,  mit  Rücksicht  darauf,  dass  unter  den  Tischlergehilfen 
in  Victoria  die  Chinesen  die  Majorität  besitzen,  folgende 
Verfügung: 

§.  4.  Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Fabriks¬ 
gesetzes  vom  28.  Juli  1896  sind  die  Mitglieder  einer  Special¬ 
commission  zur  Festsetzung  der  niedrigsten  Preise  oder 
Löhne  für  die  Zurichtung  oder  Verfertigung  von  Artikeln 
des  Möbelmachergewerbes,  nicht  im  Wege  der  Wahl  zu 
bestellen;  der  Statthalter  hat  vielmehr  solche  Commissionen, 
sowie  die  Personen  zur  Besetzung  der  in  einer  derartigen 
Commission  sich  ergebenden  freien  Stellen  ohne  vorange¬ 
gangene  Wahl  im  Kronrathe  zu  ernennen. 

Ungeachtet  der  Bestimmungen  des  Fabriksgesetzes 
vom  28.  Juli  1896  soll  der  Preis  oder  Lohnsatz,  welchen 
eine  Specialcommission  für  die  Herstellung  oder  Zurichtung 
von  Möbelartikeln  festsetzt,  wo  das  immer  thunlich  er¬ 
scheint,  sowohl  ein  Stücksatz  als  auch  ein  nach  der  Zeit 
bemessener  Preis-  oder  Lohnsatz  sein.  Der  Stückpreis  oder 
Stücklohn  ist  auf  Grundlage  des  von  der  Commission  fest¬ 
gesetzten  Zeitsatzes  zu  bestimmen. 

Bestellungen  als  Mitglieder  einer  Commission  gemäss 
diesem  Gesetze  erfolgen  bloss  auf  zwölf  Monate,  doch  kann 
jedes  Mitglied ,  dessen  Functionsperiode  abgelaufen  ist, 
durch  den  Statthalter  auf  Kronrathsbeschluss  neu  bestellt 
werden. 

§.  5.  Jede  Bestimmung  des  Fabriksgesetzes  vom 
28.  Juli  1896,  welche  sich  auf  die  gewählten  Mitglieder 

*)  Abgeändert  durch  §.  6  der  Novelle  vom  24.  December  1896,  Z.  1476 
Schwiedland,  Fabriksgesetzgebung.  5 


66 


dass  dem  Gesetze  zuwider  gehandelt  wird,  weil  der 
in  Frage  stehende  Betrieb  nicht  in  Gemässheit  dieses 
Gesetzes  gehalten  ist  oder  weil  darin  eine  anderweitige 
Übertretung  stattfindet. 

Abhilfe  bestehender  Mängel. 

§.  66.  Das  Gericht,  vor  welchem  ein  Strafverfahren  auf 
Grund  dieses  Gesetzes  erfolgt,  kann  neben  der  Strafe 
oder  an  ihrerstatt  die  Durchführung  gewisser  Mass¬ 
nahmen  binnen  einer  zu  bestimmenden  Zeit  verfügen, 
damit  die  Fabrik  oder  Werkstelle  mit  den  Anforde¬ 
rungen  dieses  Gesetzes  in  Übereinstimmung  gebracht 
werde;  diese  Frist  kann  über  Ansuchen  verlängert  wer¬ 
den;  wenn  jedoch  nach  Ablauf  der  ursprünglich  bezeich- 
neten  oder  später  verlängerten  Frist  dem  Aufträge  des 
Gesetzes  nicht  entsprochen  ist,  unterliegt  der  Unter¬ 
nehmer  einer  Strafe  bis  zu  1  £  für  jeden  Tag,  an 
welchem  eine  solche  Zuwiderhandlung  andauert. 

Strafe  für  die  verbotene  Verwendung  von  Personen. 

§.67.  Wenn  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  ein  Kind 
oder  eine  Person  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
entgegen  beschäftigt  wird ,  unterliegt  der  Besitzer 
einer  Geldstrafe  bis  zu  3  £  oder,  wenn  die'  Gesetzes- 


bezieht,  hat  auch  auf  jedes  ernannte  Mitglied  einer  in 
diesem  vorliegenden  Gesetze  bezeichneten  Specialcommission 
Bezug. 

Fabriksgesetznovelle  vom  28.  Juli  1896: 

§.  16.  Keine  Person  darf  in  einer.  Fabrik  oder  Werk¬ 
stelle  beschäftigt  werden,  deren  Wochenlohn  nicht  wenig¬ 
stens  zwei  Shillinge  und  sechs  Pence  (=  1  fl.  50  kr.)  beträgt. 
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Übertretung  bei  Nacht  geschah,  bis  zu  5  i  für  jedes 
einzelne  derart  beschäftigte  Kind,  bezw.  für  jede  derart 
beschäftigte  Person. 

Strafe  für  die  Nichteinhaltung  der  Pause  für  Mahl¬ 
zeiten. 

§.  68.  *)  Den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  widerspricht  es, 
wenn  einer  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäf¬ 
tigten  Person  zum  Einnehmen  der  Mahlzeiten  keine 
Ruhepause  gewährt  und  das  Verlassen  der  Arbeit  nicht  so 
gestattet  wird,  wie  dies  im  Gesetze  vorgeschrieben  ist; 
desgleichen  wenn  ihr  erlaubt  wird,  während  eines  Theiles 
der  hiezu  bestimmten  Zeit  in  der  Fabrik  oder  Werkstelle 
zu  arbeiten;  ferner  wenn  einem  weiblichen  Arbeiter 
sowie  einem  männlichen  unter  sechzehn  Jahren  gestattet 
wird,  zu  solcher  Zeit  in  einem  Arbeitsraume  zu  ver¬ 
bleiben. 


Haftung  der  Eltern. 

§.  69.  Die  Eltern  eines  Kindes  oder  einer  Person  unter  acht¬ 
zehn  Jahren,  welche  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
entgegen  beschäftigt  wurden,  unterliegen  einer  Strafe 
bis  zu  1  i  für  jeden  einzelnen  Fall,  es  sei  denn, 
dass  das  Gericht  annimmt,  dass  die  Gesetzesübertretung 
ohne  Zustimmung,  Connivenz  oder  Fahrlässigkeit  der 
Eltern  erfolgte. 

Strafe  für  Zeugnisfälschung. 

§.  70.  Wer  ein  Zeugnis  für  die  Zwecke  dieses  Gesetzes 
fälscht  oder  nachmacht ,  unterliegt  (falls  hiefür  in 


*)  Abgeändert  durch  §.  7  der  Novelle  aus  1896. 

5* 
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diesem  Gesetze  keine  anderen  Strafen  vorgesehen 
sind),  gleich  jedem,  der  ein  solches  Zeugnis  ausstellt 
oder  unterfertigt  in  dem  Bewusstsein,  dass  es  in  einer 
wesentlichen  Einzelheit  falsch  ist,  oder  wer  wissentlich 
ein  solches  gefälschtes  oder  nachgemachtes  Certificat  ab¬ 
ändert  oder  benutzt,  oder  wer  es  derart  abändert,  dass 
es  auf  eine  Person  lautet,  auf  welche  es  nicht  Bezug 
hat,  oder  wer  das  Zeugnis  in  dieser  Weise  verwendet, 
oder  wer  sich  für  eine  in  einem  Zeugnisse  angegebene 
Person  fälschlich  ausgibt,  oder  wer  bei  der  Fälschung, 
Nachmachung,  Ausstellung,  Unterzeichnung,  Übertretung 
des  Inhaltes,  Benutzung  eines  solchen  Zeugnisses  oder 
der  fälschlichen  Ausgabe  jemandes  als  die  im  Zeugnis 
bezeichnete  Person  thätige  Hilfe  leiht,  unterliegt  einer 
Strafe  bis  zu  50  £  oder  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit 
bis  zu  sechs  Monaten. 

Strafe  für  falsche  Eintragungen. 

§.71.  Wer  absichtlich  falsche  Eintragungen  in  ein  Buch, 
Register,  eine  Anzeige,  Liste,  ein  Verzeichnis,  Zeug¬ 
nis  oder  anderes  durch  dieses  Gesetz  vorgesehenes 
Document  macht  oder  wissentlich  eine  falsche  Angabe 
oder  einen  falschen  Auszug  für  die  Zwecke  dieses  Ge¬ 
setzes  macht  oder  unterfertigt,  oder  wer  eine  solche 
falsche  Eintragung,  Angabe  oder  einen  falschen  Auszug 
wissentlich  benutzt,  unterliegt  einer  Strafe  bis  zu  20  £ 
oder  Gefängnis  mit  Zwangsarbeit  bis  zu  drei  Monaten. 

Straffälligkeit  eines  Beauftragten. 

§.72.  Wenn  eine  Übertretung,  für  die  der  Besitzer  einer 
Fabrik  oder  Werksteile  haftet,  thatsäclilich  durch 
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einen  Vertreter,  Diener,  Arbeiter  oder  eine  andere  Person 
begangen  wurde,  unterliegt  der  Betreffende  derselben 
Strafe,  wie  wenn  er  der  Unternehmer  wäre. 

Bestrafung  einer  anderen  Person  als  des  Unternehmers. 

§.  73.  Wenn  der  Besitzer  einer  Fabrik  oder  Werkstelle 
wegen  Übertretung  dieses  Gesetzes  belangt  wird, 
kann  er  auf  Grund  entsprechender  Angaben  "verlangen, 
dass  eine  andere  Person,  welche  er  als  diejenige  be¬ 
zeichnet,  welche  das  Vergehen  thatsächlich  begangen 
hat,  zur  Verhandlung  vor  Gericht  geladen  werde,  und, 
wenn  nach  Feststellung  des  Vergehens  der  Unternehmer 
dem  Gerichte  genügend  nachgewiesen  hat,  dass  er  ent¬ 
sprechende  Sorgfalt  aufgewendet  hat,  damit  die  Durch¬ 
führung  dieses  Gesetzes  platzgreife,  und  dass  die  be¬ 
nannte  andere  Person  das  in  Frage  stehende  Vergehen 
ohne  sein  Wissen,  seine  Zustimmung  oder  seine  Conni- 
venz  begangen  hat,  so  ist  diese  Person  wegen  des  in  Frage 
stehenden  Vergehens  zu  verurtheilen  und  der  Besitzer 
von  jeder  Strafe  loszusprechen. 

Einleitung  des  Verfahrens  seitens  des  Inspectors  gegen 
den  that sächlichen  Schuldigen. 

§.74.  Wenn  dem  Inspector  nach  Entdeckung  einer  Über¬ 
tretung  dieses  Gesetzes  scheint ,  dass  der  Besitzer 
einer  Fabrik  oder  Werkstelle  die  entsprechende  Sorg¬ 
falt  aufgewendet  hat,  um  die  Durchführung  dieses  Ge¬ 
setzes  zu  gewährleisten,  und  ihm  klar  wird,  durch  welche 
andere  Person  die  Uebertretung  begangen  wurde,  und 
dass  sie  ohne  Wissen,  Zustimmung  oder  Connivenz  und 
entgegen  den  Befehlen  des  Unternehmers  geschah,  soll 
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der  Inspector  das  Verfahren  in  erster  Linie  gegen  jene 
Person  einleiten,  von  welcher  er  annimmt,  dass  sie  der 
thatsächlich  Schuldtragende  ist,  ohne  zunächst  gegen 
den  Besitzer  des  Betriebes  einzuschreiten. 

Vorschriften  über  das  Verfahren. 

§.  75.  Nachstehende  Bestimmungen  haben  Geltung  für  das 
Verfahren  vor  dem  Gerichte  bei  Übertretung  dieses 
Gesetzes. 

1.  Die  Anklage  ist  binnen  eines  Monates  nach 
Verübung  des  Vergehens  oder,  falls  dieses  auch  Ge¬ 
fängnisstrafe  nach  sich  ziehen  kann,  binnen  zwei  Monaten 
zu  erheben; 

2.  hiebei  genügt  bei  Begründung  der  Anklage  die 
blosse  Behauptung,  dass  eine  Fabrik  oder  Werkstelle 
ein  solches  Unternehmen  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist; 

3.  es  genügt  den  Namen  des  offenbaren  Besitzers 
der  Fabrik  oder  Werkstelle  oder  den  Wortlaut  der 
Firma,  Compagnie  oder  Vereinigung  anzugeben,  unter 
welcher  der  Besitzer  der  Fabrik  oder  Werkstelle  ge¬ 
meiniglich  bekannt  ist; 

4.  jede  Ausnahme,  Befreiung,  jeder  Vorbehalt,  jede 
Entschuldigung  oder  Qualification,  ob  sie  nun  in  der 
Anklageschrift  berührt  ist  oder  nicht,  ist  vom  Geklagten 
zu  erweisen,  muss  jedoch  nicht  in  der  Anklage  angeführt 
oder  bekämpft  werden;  und,  falls  sie  derart  angeführt 
oder  in  Abrede  gestellt  ist,  kann  keine  Beweisführung 
über  diese  Sache  von  Seite  des  Anklägers  verlangt 
werden; 

5.  eine  Verurtheilung  oder  eine  Anordnung  in 
irgend  einer  dieses  Gesetz  berührenden  Angelegenheit 
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kann  wegen  eines  blossen  Formfehlers  weder  in  der 
ursprünglichen  Form  noch  bei  der  Berufung  aufgehoben 
werden; 

6.  in  allen  Fällen  eines  Verfahrens  im  kurzen 
Wege  auf  Grund  dieses  Gesetzes  können  der  Beklagte 
sowie  seine  Gattin  Zeugenschaft  ablegen,  und 

7.  der  Inspector,  sowie  jede  andere  Person,  welche 
mit  dem  Urtheil  des  Gerichtes  in  einer  dieses  Gesetz 
berührenden  Angelegenheit  nach  deren  Erledigung  im 
abgekürzten  Verfahren  unzufrieden  ist,  kann  auf  Grund 
des  Gesetzes  über  die  Friedensrichter  vom  Jahre  1882 
an  den  Obersten  Gerichtshof  oder  an  ein  Kreisgericht 
appellieren. 

Appellation  gegen  die  Entscheidung  des  Inspectors. 

§.  76.  Wenn  ein  Unternehmer  mit  der  auf  diesem  Gesetze 
beruhenden  Entscheidung  oder  Anordnung  des  Inspec¬ 
tors  unzufrieden  ist,  kann  er  binnen  vierzehn  Tagen 
an  die  besoldete  Amtsperson  recurrieren,  welcher  im 
Bezirke  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  Jahre  1893  über 
Amtspersonen  die  Gerichtsbarkeit  zusteht;  hiebei  hat 
er  in  einer  schriftlichen  Eingabe  die  Gründe  seiner 
Unzufriedenheit  anzuführen;  die  Amtsperson  hat  nach 
schriftlicher  Benachrichtigung  des  Inspectors  die  vor 
ihm  erschienenen  Parteien  zu  hören  und  den  Recurs  zu 
entscheiden,  und  kann  hiebei  die  angefochtene  Entschei¬ 
dung  oder  Anordnung  bestätigen,  aufheben  oder  ab¬ 
ändern  und  eine  derartige  andere  Verfügung  erlassen, 
wie  das  gerecht  und  angemessen  erscheint. 
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2.  Verschiedene  Bestimmungen. 

Präsumtion  der  Beschäftigung. 

§.  77.  Wenn  eine  oder  mehrere  Personen  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstelle  unter  solchen  Umständen  angetroffen  werden, 
dass  der  zuständige  Gerichtshof  annimmt,  dass  sie  dort 
den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  entgegen  beschäftigt 
wurden,  gilt  dies  als  Rechtsvermutliung.  Wenn  aber 
nachgewiesen  wird,  dass  solche  Personen  dort  zu  einer 
Zeit  anwesend  waren,  während  welcher  alle  Maschinen 
der  Fabrik  oder  Werkstelle  still  standen  oder  dass  sie 
lediglich  deshalb  anwesend  waren,  um  dort  beschäftigten 
Leuten  das  Essen  zu  bringen,  oder  dass  sie  während  der 
für  die  Mahlzeiten  bestimmten  Pausen  anwesend  waren, 
tritt  jene  Rechtsvermuthung  nicht  ein. 

Ungeachtet  der  vorangehenden  Bestimmungen  wird 
rücksichtlich  jeder  Person,  welche  durch  einen  Unter¬ 
nehmer  im  Zusammenhänge  mit  dem  in  der  Fabrik  oder 
Werkstelle  betriebenen  Gewerbe  oder  Erzeugungsprocess, 
in  einem  mit  diesem  Unternehmen  verbundenen  oder 
umliegenden  Raume  beschäftigt  wird,  angenommen,  dass 
sie  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  beschäftigt  wor¬ 
den  sei. 

Als  mit  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  verbunden 
oder  um  sie  liegend  wird  im  Sinne  dieses  Gesetzes  auch 
der  Raum  angesehen,  welcher  davon  bloss  durch  einen 
Weg,  eine  Strasse,  eine  Weggerechtsame  oder  einen 
Strom  getrennt  ist. 

Rechtliche  Abgrenzung  der  Theile  einer  Fabrik. 

Höfe,  Spielplätze  und  Plätze,  welche  offenen  Ein¬ 
blick  gewähren,  Schulräume,  Wartesäle  und  andere  zur 
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Fabrik  oder  Werkstelle  gehörige  Räume,  worin  keiner¬ 
lei  Maschinerie  benutzt  oder  keine  Art  von  Erzeugung 
betrieben  wird,  gelten  nicht  als  Theile  einer  Fabrik  oder 
Werkstelle  im  Sinne  dieses  Gesetzes. 

Ansuchen  um  Befreiung  von  dem  Gesetze. 

§.78.  Jede  Person,  welche  beim  Inspector  oder  Minister  um 
Befreiung  von  einer  Bestimmung  dieses  Gesetzes  auf 
eine  längere  Dauer  als  auf  drei  Monate  einschreitet,  hat 
diese  Absicht  in  einer  täglich  oder  wöchentlich  erschei¬ 
nenden  Zeitung,  welche  in  dem  Bezirke  in  Umlauf  ist, 
in  welchem  die  Fabrik  oder  W'erkstelle,  für  welche  die 
Befreiung  angesucht  wird,  liegt,  kund  zu  machen  oder 
aber  das  Einschreiten  im  schriftlichen  Wege  an  den 
Inspector  zu  richten.  Die  zustimmende  wie  abweisende 
Erledigung  solcher  Gesuche  wird  im  Zeitungswege  kund¬ 
gemacht. 

Verordnungen  des  Statthalters. 

§.  79.  Der  Statthalter  kann  über  Kronrathsbeschluss  über  nach¬ 
stehende  Gegenstände  Bestimmungen  treffen,  abändern 
oder  widerrufen,  sofern  hiebei  nichts  verordnet  wird, 
was  diesem  Gesetze  widerspricht: 

1.  Über  den  Tarif  der  Gebüren,  welche  für  die 
Registrierung  von  Fabriken  oder  Werkstellen  im  Sinne 
des  Gesetzes  zu  entrichten  und  einzuheben  sind,  und  über 
die  Personen,  an  welche  dieselben  zu  zahlen  sind. 

2.  Über  den  Tarif  der  Gebüren  der  ärztlichen 
Functionäre  für  Untersuchungen  und  Berichte,  welche 
sie  auf  Grund  dieses  Gesetzes  machen,  sowie  für  die 
Ergreifung  von  Massnahmen,  welche  sie  inbezug  auf 
solche  Untersuchungen  und  Berichte  treffen. 
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3.  Über  die  Form  der  Mittheilungen  und  Ein¬ 
gaben,  welche  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erfolgen  und  zu 
machen  sind  und  die  darin  zu  berührenden  Einzelheiten. 

4.  Über  die  Form  der  Mittheilungen,  welche  die  Be¬ 
sitzer  von  Fabriken  oder  Werkstellen  und  sonstige  Ar¬ 
beitgeber  zu  machen  haben. 

5.  Über  die  Pflichten  der  Inspectoren,  sowie  über  die 
Form  der  Tabellen,  welche  diese  zu  führen  haben  und  ihre 
von  Zeit  zu  Zeit  dem  Minister  zu  erstattenden  Berichte. 

6.  Über  den  geringsten  Kubik-  und  Flächenraum, 
welcher  für  jede  in  einer  Fabrik  oder  Werkstelle  arbei¬ 
tende  Person  mit  Rücksicht  auf  die  Natur  der  dort  ge¬ 
übten  Arbeit,  des  Handwerkes  oder  der  Beschäftigung 
zu  reservieren  ist. 

7.  Über  den  Gang  der  Berufung  gegen  Entschei¬ 
dungen  des  Inspectors  an  das  Gesundheitsamt  oder  an 
die  besoldete  Amtsperson. 

8.  Über  die  Ausführung  dieses  Gesetzes  und  die 
Gewährleistung  seiner  Bestimmungen  insgemein. 

Verrechnung  der  Gebären. 

§.80.  Alle  Gebüren,  welche  für  das  Registrieren  von  Fa¬ 
briken  oder  Werkstellen  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ein¬ 
gehoben  werden,  sind  als  Staatseinnahmen  zu  verrechnen 
und  bilden  einen  Theil  des  consolidierten  Fonds. 

Verrechnung  der  Gehalte. 

§.81.  Die  Gehalte  oder  Remunerationen  der  Inspectoren  und 
alle  anderen  der  Regierung  der  Colonie  aus  der  Durch¬ 
führung  dieses  Gesetzes  erwachsenden  Auslagen,  sind 
aus  den  zu  diesem  Zwecke  zeitweilig  durch  das  Parla¬ 
ment  zu  gewährenden  Mitteln  zu  bestreiten. 


Andere  Auslagen. 

§.82.  Alle  Summen,  welche  hei  Durchführung  derartiger  Be¬ 
stimmungen  dieses  Gesetzes  gezahlt  werden,  welche  ein 
Gesundheitsamt  oder  andere  Localbehörden  treffen,  sind 
aus  den  gewöhnlichen  Fonds  der  betreffenden  Ämter  und 
Behörden  selbst  zu  leisten. 

Widerruf  und  To  rb  eh  alt. 

§.  83.  Der  §.  43  des  Gesetzez  „über  die  öffentliche  Gesund¬ 
heitspflege“  vom  Jahre  1876*),  das  Fabriksgesetz  aus 
1891,  sowie  die  Novelle  hiezu  aus  1892  werden  hie- 
mit  aufgehoben.  Alle  Anstellungen  von  Beamten,  er¬ 
lassenen  Verordnungen,  ausgestellten  Bestätigungen  über 
Registrierungen,  sowie  alles,  was  im  Grunde  jener 
Gesetze  rechtmässig  verfügt  wurde ,  gilt  jedoch  als 
diesem  vorliegenden  Gesetz  gemäss  erlassen,  gewährt 
und  geschehen  und  bleibt  weiterhin  in  Kraft,  bis  eine 
Änderung  oder  ein  Widerruf  auf  Grund  dieses  Gesetzes 
erfolgt.**) 


*)  Das  Gesetz  „über  die  öffentliche  Gesundheitspflege“ 
vom  30.  October  1876,  Z.  60,  enthielt  im  §.  43  Vorschriften 
über  die  Herstellung  von  Spülclosetten,  Aborten,  Pissoirs 
und  von  Asche-  wie  Mistablagen  in  Baulichkeiten,  worin 
gewerbliche  Betriebe  untergebracht  sind.  Diese  Vorschriften 
sind  durch  §.  31  des  vorliegenden  Gesetzes  überflüssig  ge¬ 
worden. 

**)  §.  59  der  Fabriksgesetznovelle  vom  Juli  1896  in 
Victoria  enthält  folgende  zeitliche  Begrenzung  der  Wirk¬ 
samkeit  des  Gesetzes:  „Dieses  Gesetz  steht  bis  zum  1.  Januar 
1900  und  von  da  ab  bis  zum  Ende  der  nächstfolgenden 
Parlamentssession  in  Kraft.“ 
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Beilagen. 

I.  Registrierungsgebür  für  Fabriken  und  Werk¬ 
stellen.  (§.  12.) 

Für  jede  Fabrik  und  Werkstelle  ist  jährlich,  falls 
darin : 

mehr  als  30  Personen  beschäftigt  sind  2^2  sh. 
mehr  als  15  Personen,  aber  nicht  über 

30  Personen  beschäftigt  sind  ....  1  £  1  sh. 
mehr  als  8  Personen,  aber  nicht  über 

15  Personen  beschäftigt  sind  ....  10  sh, 

mehr  als  2  aber  nicht  über  8  Per¬ 
sonen  beschäftigt  sind . .  .  5  sh. 

nicht  über  2  Personen  beschäftigt  sind  lsh.*) 
zu  entrichten. 


*)  Die  Ermässigung  der  Gebür  für  die  geringsten 
„Fabriken“  auf  1  sh.  erfolgte  im  Jahre  1896,  während  bis 
dahin  die  geringste  Jahresgebür  5  sh.  betrug.  Die  Er¬ 
mässigung  konnte,  da  §.  12  Abs.  1  des  Gesetzes  nur  Maxi¬ 
malsätze  festgelegt  hat,  im  Verordnungswege  erfolgen. 
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II.  Bezeichnung  der  hausindustriell  gefertigten 
Waren.  (§.  23.) 

Die  nachstehende  Karte  ist  in  der  Grösse  von 
mindestens  zwei  Quadratzoll  auf  Kartonpapier  gedruckt, 
anzubringen: 


Verfertigt  Ton 


. strasse  Nr . 

in  einer 

Privatwohnung 

oder 

nicht  eingetragenen  Werkstätte. 

Auf  Grund  des  Fabriksgesetzes  angebracht. 

Die  gesetzwidrige  Entfernung  oder  Verunstaltung 
dieses  Zettels  ist  bei  Strafe  verboten. 


Anmerkung.  Die  §§.  56  u.  fg.  der  Fabriksgesetz¬ 
novelle  vom  Juli  1896  in  Victoria  ordnen  die  Stempe¬ 
lung  jedes  Möbelstückes  an,  welches  ausschliesslich  oder 
zum  Theile  unter  der  Mitwirkung  von  Chinesen  verfertigt 
worden  ist. 
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III.  Fabriken  und  Werkstellen,  worin  die  Be¬ 
schäftigung  von  Leuten  beschränkt  ist.  (§.  54.) 

1.  Personen  unter  achtzehn  Jahren  dürfen  in  den 
Theilen  einer  Fabrik  oder  Werkstelle,  worin 

a)  das  Versilbern  oder  Quecksilberbelegen  von  Spie¬ 
geln  oder 

b)  die  Erzeugung  von  Bleiweiss  betrieben  wird, 
nicht  beschäftigt  werden. 

2.  In  den  Theilen  einer  Fabrik ,  worin  das 
Schmelzen  oder  Glühen  von  Glas  erfolgt,  dürfen  männ¬ 
liche  Personen  unter  vierzehn  und  weibliche  unter  acht¬ 
zehn  Jahren  nicht  beschäftigt  werden. 

3.  In  einer  Fabrik  oder  Werkstelle,  worin 

a)  Dach-  und  Mauerziegel,  ausgenommen  zu  Deco- 
rationszwecken,  erzeugt  oder  finiert  werden, 

b)  Salz  gewonnen  oder  bereitet  wird, 

darf  ein  Mädchen  unter  sechzehn  Jahren  nicht  beschäf¬ 
tigt  werden. 

4.  In  den  Theilen  einer  Fabrik  oder  Werkstelle, 
worin 

a)  Metall  trocken  geschliffen  wird,  oder 

b)  Lucifer-(Phosphor-)Zündhölzchen  eingetaucht 
werden, 

dürfen  Personen  unter  sechzehn  Jahren  nicht  beschäf¬ 
tigt  werden. 

5.  Beim  Metallschleifen,  welches  nicht  auf  trocke¬ 
nem  Wege  geschieht,  sowie  beim  Holzraspeln  mittelst 
Maschine  darf  kein  Kind  beschäftigt  sein. 


Nachwort. 


Der  gemäss  §.  26  des  vorstehenden  Gesetzes  dem 
Parlamente  von  Neu-Seeland  erstattete  Bericht  des 
Department  of  Labour  für  1894/95*)  betont,  dass  das 
Fabriksgesetz  vom  Jahre  1894  unter  den  Betheiligten 
lebhafte  Befriedigung  hervorgerufen  habe.  Die  Fabriks¬ 
besitzer,  heisst  es,  anerkennen  in  Ausdrücken  hohen 
Lobes,  dass  das  frühere  Gesetz  vom  Jahre  1891  nur  in 
massvoller  Weise  verschärft  wurde,  die  Arbeiter  hin¬ 
gegen  seien  durch  die  erlangten  Vortheile  befriedigt. 

Im  besonderen  wird  die  Bestimmung,  wonach  in 
den  Fällen  der  Überarbeit  der  schriftliche  Erlaubnis¬ 
schein  des  Inspectors  im  Arbeitsraume  affigiert  werden 
muss  (§.55,  Absatz  2),  als  eine  erhebliche  Schutzmass- 
regel  für  die  Arbeiter  bezeichnet.  Das  Arbeitsamt  er¬ 
hofft,  dass  die  wachsende  Einsicht  der  Bevölkerung  die 
Überarbeit,  abgesehen  von  Fällen  zwingender  Nothwen- 
digkeit,  schlechtweg  überflüssig  machen  werde.  Denn 
sie  werde  durch  plötzliche  Aufträge  —  z.  B.  auf  Klei¬ 
dungsstücke  —  bedingt,  trotzdem  schon  eine  geringe 

*)  Report  of  the  Department  of  Labour  1  —  H.  6. 
Seite  3.  Der  Bericht  umfasst  die  Zeit  vom  1.  April  1894 
bis  31.  März  1895. 
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Voraussicht  und  Vorsorge  für  die  Gesundheit  und  Be¬ 
quemlichkeit  der  Arbeiter  den  Consumenten  dazu  ver¬ 
anlassen  würden,  den  Launen  der  Mode  weniger  blind 
und  plötzlich  zu  folgen.  Schädige  doch  die  Überschrei¬ 
tung  der  Arbeitszeit  den  Arbeiter,  indem  sie  ihn  an 
Unregelmässigkeit  gewöhnt ,  seine  Gesundheit  beein¬ 
trächtigt,  den  Rückschlag  der  stillen  Zeit  verschärft. 

Eine  Regelung  der  Überarbeit  findet  übrigens  durch 
den  in  §.  55,  Absatz  2,  für  sie  vorgeschriebenen  Mini¬ 
mallohn  statt. 

Im  allgemeinen  begrüsst  der  Arbeiter  die  Ein¬ 
nahmen  aus  Überstunden  mit  Freude,  und  die  Unter¬ 
nehmer  zahlen  diese  Löhne  gern ,  wenn  sie  sich 
nur  eine  gewisse  Elasticität  ihres  Gewerbes  dadurch 
sichern.  Einen  entgegengesetzten  Standpunkt  theilen 
freilich  die  Arbeitslosen  und  die  Gewerkschaften,  deren 
Interesse  ist,  die  Zahl  der  in  Arbeit  Befindlichen  zu 
vermehren.  Von  ihrer  Seite  erschallt  der  Vorwurf,  dass 
die  Überzeit  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  vorenthalte. 
Und  wenn  die  Unternehmer  geltend  machen,  dass  es 
nicht  möglich  sei,  im  Bedarfsfälle  einen  qualificierten 
Arbeiter  nach  Schluss  der  normalen  Arbeitszeit  durch 
einen  anderen  „von  der  Strasse“  geholten  Arbeiter  zu 
ersetzen,  und  dass  anderseits,  wrenn  die  Ausführung  der 
Aufträge  verhindert  wird,  das  Gewerbe  geschädigt  werde 
—  so  wird  hierauf  erwidert,  dass  leider  oft  ebensoviele 
tüchtige  Arbeiter  „auf  der  Strasse“  lungern  müssen,  als 
innerhalb  der  Fabrik  beschäftigt  sind. 

Eine  andere  controverse  Frage,  freilich  von  ge¬ 
ringerem  Interesse,  bildet  die  Regelung  der  Arbeits¬ 
zeit  der  weiblichen  und  der  männlichen  jugend- 
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liehen  Arbeiter  in  Neu-Seeland.  Hinsichtlich  ihrer 
Maximalarbeitszeit  hat  nämlich  das  1894er  Gesetz  eine 
gewisse  Verschlimmerung  gebracht,  denn  das  Gesetz 
von  1891  hatte  für  diese  Kategorien  von  Arbeitern  den 
achtstündigen  Arbeitstag  vorgeschrieben  lind  einen 
halben  Ruhetag  von  Samstag  1  Uhr  mittags  an  fest¬ 
gesetzt.  Das  ergab  per  Woche  fünf  Arbeitstage  zu 
acht  Stunden,  sowie  fünf  Arbeitsstunden  am  Samstag, 
in  Summe  sonach  45  Arbeitsstunden  in  der  Woche. 
Das  Gesetz  von  1894  aber ,  welches  im  §.  54  eine 
48  ständige  Arbeitszeit  festsetzt,  hob  hiedurch  praktisch 
den  Achtstundentag  auf.  Die  Frage,  welche  Bestim¬ 
mung,  jene  des  Gesetzes  von  1891  oder  1894,  in  con¬ 
creto  angemessener  sei,  wird  wohl  die  künftige  Gesetz¬ 
gebung  Neu-Seelands  beantworten. 

Wichtig  ist  das  Verbot  der  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  14  Jahren  in  gewerblichen  Be¬ 
trieben  (§.  56).  Mit  Stolz  hebt  der  Bericht  des  Ar¬ 
beitsamtes  für  1894/95  hervor,  dass  in  Neu-Seeland 
die  Fabrikskinder  niemals  einer  so  fürchterlichen  Aus¬ 
beutung  unterlagen,  wie  ihre  „überseeischen  Cousins“. 
Die  Vorschrift  des  §.  57,  wonach  Personen  unter 
16  Jahren  in  gewerblichen  Betrieben  nur  dann  Beschäf¬ 
tigung  finden  dürfen,  wenn  sie  die  vierte  Schulklasse 
beendet  oder  eine  entsprechende  Prüfung  abgelegt  haben, 
hebt  gewiss  das  geistige  Niveau  der  Arbeiterschaft  und 
hemmt  die  Geldgier  von  Eltern,  „denen  etwa  mehr  an 
den  Shillingen  liegt,  welche  ihre  Kinder  in  Fabriken 
verdienen  können,  als  an  deren  geistiger  und  moralischer 
Wohlfahrt“;  gleichwohl  involviert  gerade  diese  Be¬ 
stimmung,  welche  für  die  gewerbliche  Arbeit  eine  all- 

Schwiedland,  Fabriksgesetzgebung.  6 
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gemeine  Bildungsgrenze  festsetzt,  eine  gewisse 
Schärfe.  Der  1895/96  er  Bericht*)  erwähnt,  dass  kräf¬ 
tige  Burschen  durch  diese  Bestimmung  manchmal  ver¬ 
hindert  werden,  ihren  Lebensunterhalt  rechtzeitig  im 
Gewerbe  zu  finden,  und  dass  Mädchen,  welche  nach  der 
dritten  Klasse  die  Schule  verlassen  haben  und  einige 
Jahre  als  Kindermädchen  oder  Dienstmägde  Verwen¬ 
dung  fanden ,  infolge  dieser  Vorschriften  vor  ihrem 
16.  Jahre  in  keiner  Fabrik  Unterkommen  können;  der 
Bericht  hofft  jedoch,  dass  diese  Verhältnisse  sich  im 
Laufe  der  Zeit  von  selbst  regeln  werden,  bis  die  Eltern 
die  Nothwendigkeit  erkannt  haben  werden,  ihre  Kinder 
auf  alle  Fälle  die  vierte  Volksschulklasse  —  dieser  Unter¬ 
richt  wird,  beiläufig  bemerkt,  unentgeltlich  ertheilt  — 
beenden  zu  lassen. 

Ein  Vorwurf  gegen  das  bestehende  Gesetz  wird  in 
dreifacher  Hinsicht  erhoben.  Zunächst  wird  betont, 
dass  eine  Härte  darin  liegt,  dass  Fabriken  den  in  §.  63, 
P.  2,  vorgesehenen  halben  Ruhetag  auch  dann  gewähren 
müssen,  wenn  auf  die  Woche  ohnehin  ein  Feiertag  fällt. 
In  dieser  Richtung  ist  das  Gesetz  über  die  Handels¬ 
angestellten  für  die  Betriebsunternehmer  günstiger,  denn 
es  hebt  in  §.  3  Abs.  2  in  diesem  Fall  den  obliga¬ 
torischen  Ruhetag  auf.  —  Sodann  wird  gewünscht,  dass 
alle  in  Souterrains  befindlichen  Arbeitsräume  schlecht¬ 
hin  verboten  werden ;  selbst  wenn  sie  trocken  und  warm 
sind,  bedürfen  sie,  namentlich  im  Winter,  zu  lang  der 
künstlichen  Beleuchtung,  und  beeinträchtigen  dadurch 
das  Augenlicht  und  das  Allgemeinbefinden  der  Arbeiter. 


*)  i— H.  6.;  S.  II. 
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Endlich  wird  angeregt,  dass  die  jährliche  Registrierungs- 
taxe  für  die  geringsten  Betriebe,  welche  im  Jahre  1896 
bereits  auf  einen  Shilling  herabgesetzt  wurde,  mit  Rück¬ 
sicht  auf  die  arme  Bevölkerung,  welche  die  gewerblichen 
Betriebe  dieser  geringsten  Art  erhält,  gänzlich  aufge¬ 
hoben  werde. 

Völlig  entbehrlich  ist  auf  englischem  Boden  die 
Vorschrift  gewerblicher  Sonntagsheiligung.*) 

Eine  Bestimmung  über  die  Maximalarbeitszeit  für 
Männer  besteht  in  Neu-Seeland  nicht.  Sie  erscheint 
auch  mit  Rücksicht  auf  die  starken  gewerkschaftlichen 
Organisationen  der  Arbeiter  entbehrlich.  Im  allge¬ 
meinen  wird  rücksichtlich  der  Leistungsfähigkeit 
derArbeiterschaft  dieser  Colonie  behauptet,  dass  sie 
dank  der  körperlichen  Verfassung,  Begabung  und  Er¬ 
ziehung  der  Arbeiter  so  hoch  steht,  dass  in  Neu-Seeland 
höhere  Löhne  gezahlt  werden  als  in  England. 

Der  Bericht  pro  1894/95  erwähnt,  dass  Unter¬ 
nehmer,  welche  grosse  Betriebe  in  England  und  Fa¬ 
briken  in  Neu-Seeland  besitzen,  rücksichtlich  ihrer  (im 
Bericht  nicht  bezeichneten)  Gewerbe  erklärten,  dass  sie 
weiblichen  Arbeitern  10  bis  15  Shillinge  die  Woche, 
in  Neu-Seeland  jedoch  1  £  bis  1^10  Shillinge  (20  bis 
30  Shillinge)  bezahlen.  Sie  könnten  dies  tliun,  weil 
die  coloniale  Arbeitskraft  so  kräftig  und  geschickt  ist, 
dass  man  den  Frauen  hier  eine  Arbeit  zuweisen  kann, 
welche  in  England  bloss  Männer  vollbringen.**)  Des¬ 
gleichen  gaben  die  Besitzer  einer  Zündhölzchenfabrik 


*)  Vgl.  hierüber  das  „Vorwort“,  S.  7. 

**)  S.  4. 


6* 
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an,  dass  sie  die  Fabriksmädchen  in  der  Colonie  besser 
bezahlen,  weil  sie  mehr  leisten. 

Die  Novelle  von  1896  hat  hauptsächlich  die  Be¬ 
stimmungen  über  die  Heimarbeit  verschärft.  Sie 
verbietet  die  Ausserhausarbeit  von  Werkstattarbeitern 
für  den  Werkstattbetrieb,  untersagt  das  Weitervergeben 
der  Arbeit,  soweit  die  Bearbeitung  von  Stoffen  in  Frage 
kommt,  und  enthält  manche  sanitären  Vorsichten.  Die 
Vorschrift  des  §.  23  Abs.  2  des  Hauptgesetzes  über  den 
Markierungszwang  hatte  schon  die  Heimarbeit  erheblich 
eingeschränkt.  Der  Bericht  pro  1895/96  bemerkt*), 
dass  zweifellos  diese  Bestimmung,  wie  alle  Fabriks¬ 
gesetze,  mitunter  umgangen  wird,  sowohl  durch  unehr¬ 
liche  Unternehmer  als  durch  verzweifelte  Arbeitslose; 
gleichwohl  habe  aber  die  Ausgabe  von  Material  seitens 
anständiger  Firmen  an  Heimarbeiterinnen,  welche  unter¬ 
einander  einen  mörderischen  Wettkampf  im  Unterbieten 
der  Preise  führen,  im  wesentlichen  aufgehört.  Anderseits 
habe  die  weite  Auffassung  des  Gesetzes,  wonach  eine  Fa¬ 
brik  schon  durch  die  gleichzeitige  Arbeit  von  zwei  Per¬ 
sonen  in  einem  Handwerke  gegeben  ist,  die  gesetzliche 
Folge,  dass  beispielsweise  eine  Mutter  und  Tochter  oder 
zwei  Schwestern  Arbeit  nach  Hause  nehmen  können,  ohne 
dass  deshalb  dieser  entwertende  Zettel  an  ihren  Waren 
angebracht  werden  müsste.  Diese  arbeiten  eben  in 
einer  der  gesetzlichen  Regelung  unterstehenden  „Fabrik“. 
Der  Preis  solcher  Arbeit  sei  freilich  oft  niedrig,  aber 
die  Lohnsätze  und  die  Adressen  der  Ausserhausarbeiter 
müssen  stets  in  den  Listen  der  Verleger  ersichtlich  sein, 


*)  S.  III. 
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und  der  Fabriksinspector  kann  solche  Arbeitsräume  be¬ 
sichtigen  und  dafür  Sorge  tragen,  dass  die  öffentliche 
Gesundheit  nicht  durch  Bekleidungsstücke,  welche  zum 
Verkaufe  in  Fieberhöhlen  oder  unter  ungesunden  Ver¬ 
hältnissen  angefertigt  wurden,  gefährdet  werde.  Gegen 
die  Hungerlöhne  sei  allerdings  kein  Mittel  gegeben;  ein 
solches  läge  nur  in  der  Förderung  der  Arbeiterorgani¬ 
sationen.  Ein  fester  Körper  von  Arbeitern  könne  nicht 
allein  eine  grausame  Ermässigung  der  Preise  verhindern, 
sondern  der  dadurch  erreichte  Gewinn  wäre  auch  in  so¬ 
cialer  Hinsicht  enorm.  Das  Vorhandensein  entsprechender 
Clubräume  und  Lesezimmer  in  einer  Arbeitergewerkschaft 
oder  in  einem  Club  für  Frauen  würde  manches  Mädchen 
der  Wahl  entheben,  entweder  den  ganzen  Abend  in  einem 
düsteren  Schlafzimmer,  ihrem  einzigen  Wohnraume,  zu 
sitzen,  oder  aber  in  den  erleuchteten  Strassen  nach  einer 
Unterhaltung  auszuschauen.  In  Zeiten  der  Krankheit 
aber  wie  der  Versuchung  würde  ihr  die  Anwesenheit  und 
Kameradschaft  der  anderen  Mädchen  sowohl  moralischen 
als  materiellen  Halt  gewähren  und  verhindern,  dass 
zeitweilig  in  Noth  gerathene  Frauen  zur  Verzweiflung 
und  zum  Kuin  getrieben  werden. 

Gleichwohl  betont  der  Bericht ,  dass  der  Lohn 
vieler  jugendlicher  Arbeiterinnen  nicht  ausreicht,  um 
ihren  Lebensunterhalt  zu  decken,  und  er  schliesst  mit 
der  Bemerkung,  dass  jene  wohlgesinnten  Kreise,  welche 
Asyle  für  gefallene  Mädchen  unterstützen,  das  Übel  am 
Unrechten  Ende  anfassen;  besser  sei  es,  die  Gewerk¬ 
schaftsbewegung  zu  unterstützen,  als  ein  solches  Heim 
zu  erhalten. 

Für  die  Behandlung  der  Arbeiterfragen  in  Neu- 
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Seeland  ist  übrigens  auch  der  Bericht  bezeichnend, 
welchen  die  Sweating-Commission  im  Jahre  1890*)  dem 
Parlament  erstattet  hat.  Zu  Beginn  des  Jahres  1890 
war  eine  königliche  Commission  ernannt  worden,  um 
über  die  Arbeitsverhältnisse  der  Bediensteten  in  den 
Handlungshäusern  und  in  den  Erzeugungsgewerben  Klar¬ 
heit  zu  verschaffen.  Diese  Commission  hatte  auch  über 
das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitneh¬ 
mern  zu  berichten  sowie  über  Einrichtungen  zur  fried¬ 
lichen  Austragung  gewerblicher  Streitigkeiten  Vorschläge 
zu  erstatten.  Sie  führte  in  der  Folge,  abgesehen  vom 
Fabriksgesetz  von  1891,  auch  zu  dem  Gesetze  über 
Einigungsämter  und  Schiedsgerichte  von  1894.  Hier 
sei  indes  nur  des  Vorgehens  dieser  officiellen  Com¬ 
mission  gedacht.  Sie  berichtet  darüber:  „Wir  Hessen 
in  den  Tageszeitungen  Ankündigungen  einschalten,  wo¬ 
durch  alle  Personen,  die  uns  über  die  verschiedenen  Ge¬ 
schäftszweige  und  Gewerbe  dieser  Colonie  Mittheilungen 
machen  könnten,  eingeladen  wurden,  vor  uns  zu  er¬ 
scheinen.  Aus  Rücksicht  auf  die  Experten  wurden  die 
Sitzungen  abends  und  unter  Ausschluss  der  Öffentlich¬ 
keit  abgehalten.  Deshalb  erscheinen  auch  die  Namen 
einzelner  Experten  im  Enqueteprotokolle  nur  mit  den 
Anfangsbuchstaben.  Die  Verhältnisse  zwangen  zur  Be¬ 
schränkung  auf  freiwillige  Experten,  da  anzunehmen 
war,  dass  die  zwangsweise  Ladung  von  Experten  in 
vielen  Fällen  ihre  Entlassung  nach  sich  gezogen  hätte. 

*)  Sweating  Commission.  Report  of  the  Royal  Com¬ 
mission  appointed  to  inquire  into  certain  relations  between 
the  employers  of  certain  kinds  of  labour  and  the  persons 
employed  therein.  1890.  i — H.  5. 
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Gleichwohl  wurden  uns  Fälle  bekannt,  in  welchen  ein¬ 
zelne  Personen,  infolge  ihrer  Aussagen,  ihre  Stellen  ver¬ 
loren.  Dies  erklärt  auch,  weshalb  das  Protokoll  in 
manchen  Punkten,  inbezug  auf  welche  wir  gern  mehr 
Auskünfte  erlangt  hätten,  Lücken  aufweist.  Wir  hielten 
Sitzungen  in  Dunedin,  in  Christchurch ,  in  Auckland 
und  in  Wellington,  hörten  eine  grosse  Anzahl  von  Per^ 
sonen  ab  .  .  .  und  nahmen  persönlich  von  der  Lage 
5  mehrerer  Fabriken  und  Werkstätten  Kenntnis.“ 

Das  Gesetz  von  Victoria  ist,  —  gleichfalls  auf 
Grund  einer  Enquete  *)  —  in  einigen  Punkten  zu 
weitergehenden  Bestimmungen  gelangt,  als  jenes  von 
Neu-Seeland;  vor  allem  formell  durch  die  Anordnung 
der  Novelle  vom  Juli  1896,  dass  in  der  1900  be¬ 
ginnenden  Session  des  Parlamentes  ein  neues  Fabriks¬ 
gesetz  zu  erlassen  sei,  und  materiell  durch  die  Be¬ 
stimmungen  über  obligatorische  Mindestlöhne. 
Über  den  Erfolg  dieser  Massregel  fehlen  noch  officielle 
Nachrichten.  Die  Anfertigung  der  Wählerlisten  nahm 
Zeit  in  Anspruch,  so  dass  die  Commissionen  erst  im 
Jahre  1897  an  ihre  Aufgabe  gehen  konnten.  Für  die 
Bekleidungsgewerbe  im  besonderen  wurden  vier  Special- 
Commissionen  bestellt:  für  Schuhwerk,  für  Männer-  und 
Knabenkleidung,  für  (Männer-)Hemden,  und  für  alle 
Arten  weiblicher  Unterkleidung.  Eine  fünfte  Commission 
*  beschäftigt  sich  mit  der  Broterzeugung,  und  die  sechste 


*)  Factories  Act  Inquiry  Board;  First  Progress  Re¬ 
port  1893;  Second  Progress  Report  1894;  Minutes  of  Evi- 
deuce  and  Appendices  1895. 
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(ernannte  Commission)  mit  der  Möbeltischlerei.*)  Min¬ 
destlöhne  sowie  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Lehrlinge  zu  jener  der  erwachsenen  Arbeiter 
wurden  bisher  festgesetzt:  für  das  Bäckergewerbe  (unter 
dem  15.  März  1897,  Government  Gazette  vom  2.  April) 
sowie  für  die  Tischler  (unter  dem  24.  März  1897,  Govern¬ 
ment  Gazette  vom  13.  April),  endlich  neuestens  für  die  Be¬ 
kleidungsgewerbe.  Sie  hatten,  Zeitungsnachrichten  zu¬ 
folge,  die  Wirkung,  dass  die  Unternehmer  unter  dem 
Drucke  der  Minimallöhne  sich  möglichst  bestrebt  zeigten, 
die  tauglichsten  Arbeiter  zu  gewinnen,  so  dass  ältere  Leute 
schwer  ankommen.  Ein  zuverlässiges  Gesammturtheil 
über  diese  Verstärkung  des  Arbeiterschutzes  lässt  sich 
jedoch  bisher  nicht  gewinnen. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  dass  (gleichfalls 
Zeitungsberichten  zufolge)  der  zum  Regierungsjubiläum 
der  Königin  Victoria  nach  England  gekommene  Minister¬ 
präsident  von  Victoria,  G.  Turner,  zu  einem  Bericht¬ 
erstatter  äusserte,  dass  der  Zwang  der  Registrierung 
der  Heimarbeiter  in  dieser  Colonie  die  Concurrenz 
des  Mittelstandes  eingeschränkt  habe,  da  viele  Heim¬ 
arbeiterinnen  dieser  Classe  sich  nicht  officiell  als  Ar¬ 
beiterinnen  registriert  sehen  wollten. 

Wie  ich  bereits  an  anderer  Stelle**)  bemerkt  habe, 

*)  Vgl.  den  Bericht  des  Obersten  Gewerbeinspectors 
für  1896,  S.  7,  sowie  die  Regierungsverordnung  vom  21.  Sep¬ 
tember  1896:  Regulations  under  the  Factories  and  Shops 
Acts,  Chapter  I. 

**)  Schwiedland,  Zweiter  Vorbericht  über  eine  ge¬ 
setzliche  Regelung  der  Heimarbeit.  Erstattet  an  die  nieder¬ 
österreichische  Handels-  und  Gewerbekammer.  Wien  1897, 
S.  59. 
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bestand  in  Victoria  vielfach  eine  Abneigung  gegen  die 
Zwangsregistrierung  der  Heimarbeiter  —  welche  in 
Neu-Seeland  in  §.  23  Absatz  1  des  Fabriksgesetzes 
aus  1894  vorgesehen  ist  —  eben  mit  Rücksicht  auf 
jene  Frauen  und  Mädchen  des  Mittelstandes,  welche  die 
gewerbliche  Arbeit  insgeheim  betreiben. 

Auch  in  Europa  tritt  diese  Concurrenz  des  Mittel¬ 
standes  in  gewissen  Gewerben  ein,  indem  etwa  Beamten¬ 
frauen  und  -töchter,  bezw\  kleine  Beamte  selbst,  in  ihren 
freien  Stunden  daheim  für  Verleger  nähen,  sticken,  häkeln, 
stricken,  bezw.  Industriemalereien,  u.  zw.  immer  zu  un¬ 
erhört  niedrigen  Preisen,  ausführen;  handelt  es  sich  ja  für 
sie  nur  um  ein  Nebeneinkommen  oder  um  ein  Taschengeld, 
dessen  Höhe  nicht  durch  ein  gewisses  Mass  der  Lebens¬ 
bedürfnisse  erzwungen  wird.  Den  eigentlichen  berufs¬ 
mässigen  Heimarbeitern  entgeht  freilich  durch  diese 
Concurrenten  nicht  nur  Arbeitsgelegenheit;  was  weit 
schlimmer  ist,  auch  ihr  Lohn  wird  durch  sie  unter  Um¬ 
ständen  namhaft  gedrückt.  Auf  diese  Frauen  und  Mädchen 
Rücksicht  zu  nehmen,  erklärte  der  Oberste  Gewerbein¬ 
spector  von  Victoria*)  als  überflüssig,  indem  er  den  Aus¬ 
spruch  des  englischen  Grosskaufmannes  Charles  Booth  er¬ 
wähnte,  der  in  seinem  Sammelwerke  „Das  Leben  und  die 
Arbeit  des  Volkes  in  London“  den  Ausspruch  tliut,  dass 
„diese  Frauen  den  eingefleischten  Glauben  haben,  dass  eine 
schäbige  Eleganz  und  Hungerlöhne,  die  sie  verstohlen 
v  verdienen,  ihrer  Stellung  als  „Damen“  weniger  ab- 


*)  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories,  Work- 
Rooms  and  Shops  for  tbe  year  ended  31st  December  1895; 
S.  15  ff. 
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träglich  sind,  als  es  gute  Löhne  wären,  die  sie  offen¬ 
kundig  verdienten“. 

Die  Heimarbeiter  der  Bekleidungsgewerbe  in  Vic¬ 
toria  setzen  jedoch,  wie  der  Jahresbericht  des  Obersten 
Inspectors  pro  1896*)  beweist,  ihre  beste  Hoffnung 
auf  die  Thätigkeit  der  eben  eingesetzten  Commis¬ 
sionen  zur  Festsetzung  von  Mindestlöhnen  in  ihren 
Gewerben. 


*)  Beport  of  the  Chief  Inspector  .  .  forl896;  S.  6  ff. 
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